                      




Autonomes öffentliches Gesundheitsteam in Kędzierzyn – Koźlu
ul. 24 April 5, 47-200 Kędzierzyn-Koźle


SPEZIFIKATION  DER VERTRAGSBEDINGUNGEN 
(im Folgenden: SWZ)

im Vergabeverfahren für öffentliche Aufträge, das
im Rahmen einer unbeschränkten Ausschreibung  für:

[bookmark: _Hlk57825841]"LIEFERUNG VON EINWEGMEDIZINISCHEN GERÄTEN FÜR SP ZOZ IN DER
– 40 TEILAUFGABEN"Verfahren
Nr. AZ-P  .2021.19



Der Auftragswert überschreitetdie Eu-Schwelle gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über das Öffentliche Auftragswesen .
vom 11. September 2019 (ABl. 2019, ZIR 2019) .

Der Auftraggeber erwartet von den Auftragnehmern, dass sie den Inhalt dieser SWZ sorgfältig prüfen. Der Auftragnehmer läuft Gefahr, nicht alle erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und ein Angebot vorzulegen, das nicht den vom Auftraggeber festgelegten Anforderungen entspricht.







 
Durchgeführt von: Elżbieta Kozioł, Spezialistin für öffentliche Aufträge  
Genehmigt: Jaroslaw Ende - Direktor SP ZOZ in Kędzierzynie-Koźlu
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                               Manager Zamawiajajacego
Kapitel I. Name und Anschrift des Auftraggebers

Auftraggeber:   Das eigenständige öffentliche Gesundheitsteam in Kumdzierzyna-Koźl,
Adresse:  ul. 24 Kwietnia 5, 47-200 Kędzierzyn-Koźle,
Website: www.e-szpital.eu,  
E-Mail: przetargi@e-szpital.eu
Öffnungszeiten: 7 - 14.35 Uhr.
NIP: 7491790304, REGON:  000314661,
Tel. +48 77 40 62 566, Fax +48 77 40 62 567.
Die Adresse der Website, auf der Änderungen und Erläuterungen des Inhalts der SWZ und andere Auftragsunterlagen, die unmittelbar mit dem Vergabeverfahren zusammenhängen, zur Verfügung gestellt werden: https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle. 
Ankündigungsnummer (TED): 2021 / S 118-309738.


Kapitel II. Zuschlagsmodus

2.1.Dieser öffentliche Auftrag wird 	im Rahmen einer unbeschränkten Ausschreibung vergeben (Artikel 132 e und 2). , gemäß Absatz11 vom 11. September 2019 Prawo  Zampulischen P-Amenien  (ABl. 2019, Dok. 2019 z z.a.), nachstehend "Pzp" genannt. Für die Tätigkeiten des Auftraggebers und der Auftragnehmer im Vergabeverfahren gelten die Bestimmungen des genannten Pzp und die dazugeordneten Durchführungsrechtsakte; und in nicht geregelten Rechtssachen die Bestimmungen des Gesetzes vom 23. April 1964. Zivilgesetzbuch (d. h. ABl. 2019, Nr. 1145 z.A.) Bei etwaigen Abweichungen zwischen den Bestimmungen dieser SWZ und den Rechtsakten haben die Rechtsakte Vorrang in der Auslegung.
2.2.Der Wert des Auftrags übersteigt die in den nach Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 Pzp festgelegten Beträge und übersteigt den Betrag, der in der Mitteilung des Präsidenten des Amtes für das öffentliche Auftragswesen gemäß Artikel 3 Absatz 2 Pzp festgelegt ist. 	
2.3.	Im vorliegenden Verfahren wird das Verfahren angewandt, nach dem der Vertrag in Artikel 139 pzp, wonach der Auftraggeber zunächst die Angebote prüft und bewertet und dann die Qualifikation des Am besten bewerteten Auftragnehmers in Bezug auf das Fehlen von Ausschlussgründen und die Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren vornimmt. 
2.4.	Soweit diese Spezifikation der Vertragsbedingungen nicht geregelt ist, gelten die Bestimmungen der Pzp, die Durchführungsrechtsakte für die Pzp und das Zivilgesetzbuch.
2.5.	Die in diesem SWZ verwendeten Definitionen haben folgende Bedeutung: 
1) "Auftraggeber" – Das eigenständige öffentliche Gesundheitsteam in Kędzierzyn-Koźlu,
2) "SWZ"/ "Spezifikation der Vertragsbedingungen" – diese Spezifikation der 
3) "qualifizierte elektronische Signatur" eine erweiterte elektronische Signatur, die mit einem qualifizierten elektronischen Signaturgerät eingereicht wird und auf einer qualifizierten elektronischen Signaturbescheinigung beruht (Art. 3 Nummer 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG),
4)"JEDZ" - ein einheitliches europäisches Auftragsdokument, dessen Standardformular durch die Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 zur Festlegung eines einheitlichen europäischen Standardformulars für das Auftragsdokument festgelegt wurde (Amtsblatt der Europäischen Union L 3 vom 06.01.2016, S. 16),	
5.	 "Verfahren" ein Verfahren, das der Auftraggeber auf der Grundlage dieser SWZ über eine Einkaufsplattform  
6.	"Entwürfe von Vertragsbestimmungen" die Bestimmungen, die in den Vertrag über das betroffene öffentliche Auftragswesen aufgenommen werden; 
7.	"Auftragnehmer" eine natürliche Person, juristische Person oder Organisation ohne Rechtspersönlichkeit, die auf dem Markt die Ausführung von Bauarbeiten oder Bauwerken, die Lieferung von Produkten oder die Erbringung von Dienstleistungen oder die Beantragung einer Auftragsvergabe anbietet, ein Angebot abgegeben oder einen Vertrag über einen öffentlichen Auftrag geschlossen hat;
8.	"Auftrag" einen Auftrag, dessen Vergabe Gegenstand dieses Verfahrens ist, der in den vorgeschlagenen Vertragsbestimmungen zusammen mit den Anhängen ausführlich beschrieben ist; 
9.	"Auftragsunterlagen" dokumente, die vom Auftraggeber erstellt wurden oder auf die sich der Auftraggeber mit Nichtbestellung bezieht, um die Vertragsbedingungen einschließlich der Spezifikation der Vertragsbedingungen und der Bedarfs- und Anforderungenbeschreibung zu bestimmen oder zu beschreiben;
10.	"materielle Beweismittel" Maßnahmen zur Bestätigung des Fehlens von Ausschlussgründen, der Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren oder der Auswahlkriterien, mit Ausnahme der Erklärung gemäß Artikel 125 Absatz 1 Pzp, d. h. der Erklärung, dass sie nicht ausgeschlossen werden, die Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren oder die Auswahlkriterien erfüllt, soweit sie vom Auftraggeber angegeben wird;
11.	"Fragliche Beweismittel" Maßnahmen zur Bestätigung der Vereinbarkeit der angebotenen Lieferungen, Dienstleistungen oder Bauarbeiten mit den Anforderungen, Merkmalen oder Kriterien, die in der Beschreibung des Auftragsgegenstands oder der Beschreibung der Kriterien für die Bewertung der Angebote oder den Anforderungen im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrags festgelegt sind;
12)"Verordnung über die	beweisvollen Beweismittel des Unternehmens (ABl. 2020, Nr. 2415)" – Bestimmungen der Verordnung des Ministers für Entwicklung, Arbeit und Technologie vom 23. Dezember 2020 über die Beweismittel des Unternehmens und andere Dokumente oder Erklärungen, die der Auftraggeber vom Auftragnehmer verlangen kann (ABl.
13)	"Verordnung über elektronische Kommunikation (ABl. U. 2020 Pos. 2452)" – Bestimmungen der Verordnung des Präsidenten des Ministerrats vom 30. Dezember 2020 über die Erstellung und Übermittlung von Informationen und technischen Anforderungen an elektronische Dokumente und elektronische Kommunikationsmittel bei Vergabeverfahren oder Auswahlverfahren (ABl. 2020, Nr. 2452).

Kapitel III. Beschreibung des Auftragsgegenstands mit Beschreibung des Auftragsteils

3.1. Gegenstand des Auftrags ist die Lieferung von Einweg-Medizingeräten für SP ZOZ in Küdzierzyn-Koźlu – 40 Teilaufgaben.
3.2. Der Auftrag wurde in 40 Aufgaben unterteilt:
Aufgabe 1 – Lieferung  von medizinischen Einweg-Grundgeräten — nach Anhang 2/1 des SWZ;
Aufgabe 2 – Lieferung  von Umschlagsinstrumenten, Wasserhähnen, Filtern – nach Anhang 2/2 der SWZ;
Aufgabe 3 – Lieferung von Tests an  Helicobacter pylori – nach Anhang 2/3 der SWZ,
Aufgabe 4 – Lieferung von chirurgischen Handschuhen  – nach Anhang 2/4 der SWZ,
Aufgabe 5 – Lieferung von Diagnosehandschuhen  – nach Anhang 2/5 des SWZ;
Aufgabe Nr. 6 – Lieferung von Handschuhen, die an der Manschette gezogen und sequenziell gezogen werden – nach Anhang 2/6 der SWZ;
Aufgabe 7 – Lieferung orthopädischer Bausätze und Ausrüstungen  — nach Anhang 2/7 der SWZ,
Aufgabe 8 – Lieferung von Spitzen für harmonische Messer – nach Anhang 2/8 der SWZ;
Aufgabe 9 – Lieferung von Geräten für die Urostomie – nach Anhang 2/9 der SWZ;
Aufgabe 10 — Lieferung  von urologischen Geräten – nach Anhang 2/10 der SWZ;
Aufgabe 11 – Lieferung von Trommelhöhlenabflussröhren  nach Anhang 2/11 des SWZ;
Aufgabe 12 – Lieferung von Elektroden an das EKG für Neugeborene – nach Anhang 2/12 des SWZ;
Aufgabe 13 – Lieferung von Spritzen und Nadeln  – nach Anhang 2/13 des SWZ;
Aufgabe 14 – Lieferung von Spritzen und Nadeln  – nach Anhang 2/14 des SWZ;
Aufgabe 15 - Lieferung von Neugeborenen-Atmungssystemen  – nach Anhang 2/15 des SWZ,
Aufgabe 16 – Lieferung von Säugetierzubehör  — nach Anhang 2/16 der SWZ,
Aufgabe 17 – Lieferung mono- und bipolarer Elektroden  – nach Anhang 2/17 des SWZ;
Aufgabe 18 — Lieferung von Einweg-Sicherheitsausrüstung – nach Anhang 2/18 an swZ;
Aufgabe 19 – Lieferung von Einwegausrüstung  — nach Anhang 2/19 an die SWZ,
Aufgabe 20 – Lieferung  von außersystemischen Kreislaufkreisläufen  – nach Anhang 2/20 der SWZ;
Aufgabe 21 – Lieferung von  Zeitkathetern für die Dialyse  – nach Anhang 2/21 der SWZ;
Aufgabe 22 – Lieferung von Absaug- und Entwässerungsanlagen  – nach Anhang 2/22 der SWZ;  
Aufgabe 23 — Lieferung von  einwegiger anästhesischer Ausrüstung — nach Anhang 2/23 der SWZ;
Aufgabe 24 – Lieferung von Einweg-Anästhesiegeräten und Abwässern  – nach Anhang 2/24 der SWZ;  
Aufgabe 25 – Lieferung von  Einweg-Fütterungsgeräten  — nach Anhang 2/25 der SWZ;
Aufgabe 26 – Lieferung von  diagnostischen Geräten nach Anhang 2/26 der SWZ;
Aufgabe 27 – Lieferung von  einwegigen laparoskopischen Werkzeugen  — nach Anhang 2/27 der SWZ;
Aufgabe 28 – Lieferung von  Einweg-Verbrauchsmaterialien für die Diathermie von KLS Martin – nach Anhang 2/28 an swZ;
Aufgabe 29 — Lieferung  kleiner Einwegausrüstungen  – nach Anhang 2/29 der SWZ;
Aufgabe 30 – Lieferung von  Klingen – nach Anhang 2/30 an SWZ,
Aufgabe 31 — Lieferung von  Masken und Mützen  — nach Anhang 2/31 des SWZ;
Aufgabe 32 – Lieferung sicherer  Klingen und Stäuge  – nach Anhang 2/32 der SWZ;
Aufgabe 33 – Lieferung  kleiner medizinischer Geräte – anhang 2/33 des SWZ;
Aufgabe Nr. 34 – Lieferung  nichtsteriserischer Ausrüstungen – nach Anhang 2/34 der SWZ,
Aufgabe 35 – Lieferung von  Schalen, Becken und Enten an den Mazerator Greenpol Quattro  – nach Anhang 2/35 der SWZ;
Aufgabe 36 – Lieferung  einer Patientenheizdecke  – nach Anhang 2/36 des SWZ;
Aufgabe 37 – Lieferung von  Heizbetten  – nach Anhang 2/37 der SWZ;
Aufgabe 38 – Lieferung der  Masken FFP2 und FFP3  – nach Anhang 2/38 der SWZ;
Aufgabe 39 – Lieferung von  Patientenhygienemitteln  – nach Anhang 2/39 des SWZ;
Aufgabe 40 – Lieferung  von Registrierungspapieren, Elektroden, Gelen, Glas – nach Anhang 2/40 an die SWZ.

3.3. Eine detaillierte Beschreibung des Auftragsgegenstands finden Sie in den Anhängen 2/1 bis 2/40 der  SWZ. Die dort beschriebenen Parameter stellen die Mindestqualitäts- und technischen Anforderungen des bestellten Sortiments dar (für jede Aufgabe).
3.4.	Informationen zur Ausführung des Auftragsgegenstands:
1. Der angeboteneAuftragsgegenstand (Medizinprodukte)muss in RP in Verkehr gebracht werden dürfen, konformitätserklärungen enthalten und den Anforderungen der einschlägigen Normen und Vorschriften entsprechen, insbesondere gemäß:
- Gesetz vom 20.05.2010 über Medizinprodukte (ABl.  2019, Pos. 175),
- Verordnung des Gesundheitsministers vom 05.11.2010 über die Qualifikation von Medizinprodukten (ABl. 2010 Nr. 215, Pos.  1416),- Verordnung des Gesundheitsministers vom 17.02.2016 über grundlegende Anforderungen und Konformitätsverfahren für Medizinprodukte (ABl. 2016, Ziffer 211),
- Verordnung des Gesundheitsministers vom 22.09.2010 über das Muster des CE-Zeichens (ABl. 2010 Nr. 186, Nr. 1252 vom späten 2007/47/EG vom 21.09.2007 zur Änderung der Richtlinie 93/42/EWG vom 14.04.1993 - über Medizinprodukte.
2) Bei derzeit nicht auf dem Markt verfügbaren Positionen (z. B. Fehlende/ Zurückhaltung/Einstellung/Rücknahme der Produktion/Rücknahme) sollten sie zum letzten Verkaufspreis bewertet und diese Produkte zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe als nicht verfügbar gekennzeichnet  werden, d. h. in den entsprechenden Anhängen 2/1  bis 2/40  zu SWZ lesbar gekennzeichnetwerden. Der Auftraggeber bestellt diese Artikel, sobald das Produkt wieder zum Verkauf angeboten wird.
3) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand  in geeigneten Verpackungen mit  Angaben in polnischer Sprachezuliefern, zusammen mit der Angabe des Herstellers über die Eigenschaften des Auftragsgegenstands, die Sicherheitsregeln und die Gültigkeitsdauer,  
die die CE-Kennzeichnung (falls erforderlich) und die Angaben über Sterilität oder Unfruchtbarkeit (sofern gesetzlich vorgeschrieben) tragen.
3.5. 	Ort der Ausführung:  Aufgaben 1 bis  5, 7-15, 17-30, 32 -  Apotheke bei SPZOZ in Kędzierzyn-Koźl, Ul. Roosevelt 2,Aufgaben 6, 16, 31, 33-40 – zentraler Lagerraum an der SPZOZ in Kędzierzynie-Koźlu, Ul. 24. April 4.

3.6.	Kody CPV:
31711140-6 Elektroden,
33124130-5 Diagnoseprodukte,
33141000-0 Einweg-, nichtchemische medizinische und hämatologische Gegenstände, 
33141200-2 Katheter, 33141220-8 Kanüle, 33141310-6 Spritzen, 33141320-9 medizinische Nadeln, 33141420-0 chirurgische Handschuhe, 33141640-8 Abflüsse, 33141642-2 Entwässerungszubehör,






33190000-8 verschiedene Medizinische Geräte und Produkte,
33700000-7 Körperpflegeprodukte,
38412000-6 Thermometer,
38423100-7 ciénieniomierze.
3.7.	Der Öffentliche Auftraggeber erlaubt die Abgabe gleichwertiger Angebote gemäß Artikel 99 Absatz 5 Pzp. Die vom Auftraggeber angegebenen Anforderungen und technischen Parameter, die den Auftragsgegenstand bestimmen, sind die Mindestbedingungen, die der Auftraggeber erwarten wird. Ein Auftragnehmer, der sich auf gleichwertige Lösungen beruft, muss nachweisen, dass die von ihm angebotenen Lösungen den Anforderungen  des Auftraggebers entsprechen. In diesem Fall enthält der Auftragnehmer dem Angebot eine Liste gleichwertiger Lösungen mit beschreibung und Normen bei. 

Kapitel IV. Informationen über die Möglichkeit der Abgabe von Teilangeboten, über die in Artikel214 Absatz 1 Nummern 7 und 8 Pzp genannten Aufträge über die Abgabe von Variantenangeboten und zusätzliche Informationen

4.1. Der öffentliche Auftraggeber  erlaubt  die Abgabe  von Teilangeboten  gemäß Absatz 3.2. Der Auftragnehmer kann ein Angebot für eine, mehrere oder alle Aufgaben abgeben.
4.2. Der Auftraggeber  lässt keine  Optionsangebote zu.
4.3. Der Auftraggeber beabsichtigt nicht, eine Versammlung der Auftragnehmer einzuberufen.
4.4. Der Auftraggeber verlangt weder eine lokale Vision noch die Prüfung der für die Ausführung des vor Ort beim Auftraggeber verfügbaren Unterlagen durch den Auftragnehmer.

4.5. Der Auftraggeber sieht nicht vor, das günstigste Angebot mit einer elektronischen Auktion auszuwählen.
4.6. Der öffentliche Auftraggeber sieht nicht die Möglichkeit der Vergabe von Aufträgen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1260/1999 vor. 214 Absatz 1 Nummern 7 und 8 Pzp.
4.7. Die Abrechnung zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer erfolgt in polnischer Gold.
4.8. Der öffentliche Auftraggeber sieht vorbehaltlich des Artikels 261 Pzp keine Erstattung der Kosten für die Teilnahme am Verfahren vor. 
4.9. Der öffentliche Auftraggeber sieht nicht vor, dass der Auftraggeber mit den Auftragnehmern auf andere Weise kommuniziert als überelektronischeKommunikationsmitten, mit Ausnahme der
 in Artikel  65 Absatz 1 und Artikel 66 Pzp genannten Situationen .
4.10. Der öffentliche Auftraggeber behält sich die Möglichkeit, die Vergabe von Aufträgen nur von den in Artikel 94 p 
zp genannten Auftragnehmern zu beantragen, nicht vor.
Kapitel V. Frist für dieAusführung des Auftrags

Erforderliche Frist für die Ausführung des Auftrags -  nachBedarf des Auftraggebers für einen Zeitraum von 12 Monaten.

Kapitel VI. Fragliche Beweismittel  (Artikel106 Absatz 1 und Artikel 107 Absatz 1 Pzp)

Der öffentliche Auftraggeber verlangt keine Beweismittel. 

Kapitel VII. Ausschlussgründe gemäß Artikel 108 Absatz 1 Pzp und Artikel 109 Absatz 1  Pzp

7.1. Die Vergabe kann von Auftragnehmern beantragt werden, die nicht nach Artikel108 Absatz 1 Pzpausgeschlossensind.
7.2. Artikel110Absatz2Buchstabe pzp,Auftragnehmer ,istvomVergabeverfahren ausgenommen:
1) eine  natürlichePerson, dierechtskräftig wegen Amtsbruchs verurteilt wurde:
a) Beteiligung an einer organisierten kriminellen Vereinigung oder einer Vereinigung zur Begehung einer Straftat oder steuerlichen Straftat im Sinne von Artikel 258 des Strafgesetzbuches; 
b) Menschenhandel gemäß Artikel 189a des Strafgesetzbuches, 
c)    gemäß den Artikeln 228 bis 230a, Artikel 250a des Strafgesetzbuches oder Artikel 46 oder Artikel 48 des Gesetzes vom 25. Juni 2010 über den Sport, 
d) die Finanzierung einer terroristischen Straftat im Sinne von Artikel 165a des Strafgesetzbuches oder die Straftat der Behinderung oder Behinderung der Feststellung der umschiedenen Herkunft von Geldern oder der Verschleierung ihrer Herkunft gemäß Artikel 299 des Strafgesetzbuches; 
e) terroristischer Art im Sinne von Artikel 115 Absatz 20 des Strafgesetzbuches oder zur Begehung dieser Straftat, 
f)    die Beauftragung eines minderjährigen Ausländers mit der Ausübung einer Arbeit im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Juni 2012 über die Auswirkungen der Übertragung der Ausübung der Arbeit an Ausländer, die sich gegen die Rechtsvorschriften der Republik Polen aufhalten (ABl. 
g) gegen den wirtschaftlichen Umsatz im Sinne der Artikel 296 bis 307 des Strafgesetzbuches, die Betrugsdelikte nach Artikel 286 des Strafgesetzbuches, die Straftat gegen die Zuverlässigkeit der in denArtikeln270 bis277d des Strafgesetzbuches genannten Dokumente oder die Steuerkriminalität,
h) artikel 9 Absätze 1 und 3 oder Artikel 10 des Gesetzes vom 15. Juni 2012 über die Auswirkungen der Beauftragung von Ausländern, die sich gegen die Rechtsvorschriften der Republik Polen aufhalten, 
– oder für eine geeignete Straftat nach ausländischem Recht; 
2) wenn der amtsinhaberseinem Leitungs- oder Aufsichtsorgan eines Gesellschaftersin einer offenen oder partnerschaftlichenGesellschaftoder einem Komplementär ineiner Kommandit- oder Kommanditgesellschaft oder einem Prokurenten rechtskräftig wegen einer Straftat nach Nummer 1 verurteilt wurde; 
3) für die ein rechtskräftiges Gerichtsurteil oder eine endgültige    Verwaltungsentscheidungüber die Erhebung von Steuern, SteuerhinterziehungoderKrankenversicherung ergangenist,es sei denn, der Auftragnehmerhat vor Ablauf der Frist für die Einreichung von Anträgen auf Teilnahme am Verfahrenoder vorAblauf der Frist fürdieEinreichungder Angebote die Höheder fälligen Steuern, Die ZahlungenoderDie Zahlungen fürdiesoziale oderkrankenVersicherungzuzüglich Zinsen oder Geldbußenvorgenommenodereine  verbindliche Vereinbarung über die ZahlungdieserForderungen getroffen;
4) gegen die ein Verbot der Ausschreibung öffentlicher Aufträge rechtskräftig erlassen wurde; 
5) wenn der Öffentliche Auftraggeber auf der Grundlagezuverlässiger Angaben feststellen kann, dass der Auftragnehmer mit anderen Auftragnehmern eine Vereinbarung getroffenhat, um den Wettbewerb zu vernichten,insbesondere, wenn siederselben GruppevonKapitänen im Sinne des Wettbewerbs- und Verbraucherschutzgesetzes vom 16. Februar 2007 angehören,getrennte Angebote, Teilangebote oder Anträge auf Teilnahme am Verfahren verwendet haben, es sei denn, sie geben an, dass sie diese Angebote oder Anträge unabhängig voneinander ausgearbeitet haben;
6) wenn in den in Artikel 85 Absatz 1 Pzp genannten FälleneineWettbewerbsbestützungaufgrund der früheren Beteiligung dieses Auftragnehmers oder dieser Einrichtung vorliegt; der dem Auftragnehmer derselben  Kapitänsgruppeim Sinne des Wettbewerbs- und Verbraucherschutzgesetzes vom 16. Februar 2007 anhört, es sei denn, die dadurch verursachte Wettbewerbsverfälschungkann auf andere Weise beseitigt werden, als indem der Auftragnehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahrenausgeschlossen wird.
7.3.Der Auftragnehmer ist unter den in 	Absatz 7.2 genannten Umständen nicht ausgeschlossen. Nummer 1 Nummern 1, 2 und 5, wenn sie dem Auftraggeber nachweisen, dass er zusammen folgende Voraussetzungen erfüllt hat:
1) den durch eine Straftat, ein Fehlverhalten oder sein Fehlverhalten verursachten Schaden zu beheben oder zu beheben, auch durch finanzielle Wiedergutmachung; 
2) die Tatsachen und Umstände im Zusammenhang mit der Straftat, dem Fehlverhalten oder seinem Fehlverhalten sowie den dadurch verursachten Schaden umfassend zu klären, indem er aktiv mit den zuständigen Behörden, einschließlich der Strafverfolgungsbehörden, oder dem Auftraggeber zusammenarbeitet; 
3) hat spezifische technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen, die geeignet sind, weitere Straftaten, Verstöße oder Fehlverhalten zu verhindern, insbesondere 
a) alle Verbindungen zu Personen oder Einrichtungen, die für das Fehlverhalten des Auftragnehmers verantwortlich sind, abgebrochen hat; 
b) reorganisiertes Personal, 
c) ein Berichterstattungs- und Kontrollsystem eingeführt hat,
d) Einrichtung interner Auditstrukturen zur Überwachung der Einhaltung von Vorschriften, internen Vorschriften oder Normen; 
e) hat interne Vorschriften über Haftung und Entschädigung bei Nichteinhaltung, interne Vorschriften oder Standards eingeführt. 
7.4.Der öffentliche Auftraggeber prüft, ob die in Absatz 7.3 genannten Tätigkeiten des	Auftragnehmers ausreichen, um seine Zuverlässigkeit unter Berücksichtigung der Schwere und der besonderen Umstände der Handlung des Auftragnehmers nachzuweisen. Wenn die in Absatz 1 genannten Tätigkeiten des Auftragnehmers  7.3., nicht ausreichen, um seine Zuverlässigkeit nachzuweisen, schließt der Auftraggeber den Auftragnehmer aus.
7.5.Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber in jeder Phase des Vergabeverfahrens ausgeschlossen werden	. 
7.6. Der öffentliche Auftraggeber  sieht keinen  Ausschluss nach Artikel 109 Absatz 1 Pzp vor.

Kapitel VIII. Teilnahmebedingungen 

8.1. Die Vergabe kann von Auftragnehmern beantragt werden, die die Voraussetzungen für die Teilnahme am Vergabeverfahren erfüllen, d. h.:
1) Fähigkeit zum Handel: Der Auftraggeber legt keine Bedingung fest. 
2) Die Befugnis zur Ausübung einer bestimmten wirtschaftlichen oder beruflichen Tätigkeit, sofern dies sich aus gesonderten Bestimmungen ergibt: 
               Der Auftraggeber legt keine Bedingung fest. 
3) Wirtschaftliche oder finanzielle Lage: Der Auftraggeber legt keine Bedingung fest. 
4) Technische oder berufliche Fähigkeiten: Der Auftraggeber legt keine Bedingung fest. 
Informationen über die Abhängigkeit des Anbieters von Ressourcen:
8.2. Der Auftragnehmer kann sich unabhängig von der Rechtsnauglichkeit der mit ihm verbundenen Rechtsbeziehungen auf die technischen oder beruflichen Fähigkeiten oder die finanzielle oder wirtschaftliche Lage der Stellen verlassen, die Ressourcen bereitstellen, um zu bestätigen, dass die Voraussetzungen für die Teilnahme an dem Verfahren erfüllt sind, und gegebenenfalls in Bezug auf einen bestimmten Auftrag oder einen Teil davon. 
8.3. Ein Auftragnehmer, der sich auf die Fähigkeiten oder die Situation anderer Akteure verlässt, muss dem Öffentlichen Auftraggeber nachweisen, dass er bei der Ausführung des Auftrags über die erforderlichen Ressourcen verfügt, insbesondere indem er zusammen mit dem Angebot die Verpflichtung dieser Stellen vorlegt,  ihm die erforderlichen Mittel für die Ausführung des Auftrags zur Verfügung zu stellen, oder  einen anderen materiellen Nachweis dafür, dass der Auftragnehmer, der den Auftrag aussetzt, über die erforderlichen Ressourcen verfügt.
Diese Verpflichtung mussinsbesondere Präzisierungen:
1) Umfang der verfügbaren Ressourcen des Ressourcenunternehmers, der Ressourcen bereitstellt; 
2) die Art und den Zeitraum, in dem der Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird und wie er die Ressourcen der Stelle verwendet, die diese Ressourcen bei der Ausführung des Auftrags bereitstellt; 
3) ob und inwieweit der Träger der Mittel, auf die sich der Auftragnehmer in Bezug auf die Bedingungen für die Teilnahme an einem Verfahren in Bezug auf Ausbildung, berufliche Qualifikationen oder Erfahrung verlässt, die bauarbeiten oder Dienstleistungen durchführt, auf die sich die betreffenden Kapazitäten beziehen. 
Das Verpflichtungsmodell ist Anhang 5 der SWZ.
8.4. Der öffentliche Auftraggeber prüft, ob die von den Stellen, die die Ressourcen zur Verfügung stellen, zur Verfügung gestellten technischen oder beruflichen Fähigkeiten oder ihre finanzielle oder wirtschaftliche Lage, den Nachweis erbringen, dass der Auftragnehmer die Voraussetzungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllt, und prüft, ob gegen diese Einrichtung die für den Auftragnehmer vorgesehenen Ausschlussgründe nicht vorliegt. 
8.5. In Bezug auf die Bedingungen für Ausbildung, berufliche Qualifikationen oder Erfahrungen können sich Auftragnehmer auf die Kapazitäten der Stellen verlassen, die Ressourcen bereitstellen, wenn diese Unternehmen die Bauarbeiten oder Dienstleistungen ausführen, für die diese Kapazitäten erforderlich sind. 
8.6. Bestätigt die technische oder berufliche Leistungsfähigkeit, die wirtschaftliche oder finanzielle Lage des oben genannten Unternehmens nicht, dass der Auftragnehmer die Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllt oder dass gegen diesen Unternehmen ein Ausschlussgrund vorliegt, so verlangt der öffentliche Auftraggeber, dass der Auftragnehmer innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten Frist
1)  diese Einrichtung durch eine andere Stelle oder Einrichtung ersetzt oder 
2) nachweist, dass er selbst die Bedingungen für die Teilnahme an der Teilnahme an der Teilnahme erfüllt. 
8.7. Der Auftragnehmer darf sich nach Ablauf der Angebotsfrist nicht auf die Kapazitäten oder die Situation der Stellen berufen, die Ressourcen bereitstellen, wenn er sich in der Bieterphase nicht auf die Kapazitäten oder die Situation der Stellen verlassen hat, die Ressourcen bereitstellen. 
Kapitel IX. Einheitliches Dokument (JEDZ)  und materielle Beweismittel
9.1. Liste der Erklärungen des Auftragnehmers zur vorläufigen Bestätigung, dass er nicht ausgeschlossen ist und die Voraussetzungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllt:
1. Dem Angebot des Auftragnehmers ist eine Erklärungbeigefügt, dass er nicht ausgeschlossen istund die Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren in dem vom Auftraggeber festgelegten Umfang erfüllt (AnhangNr. 3 des SWZ  -  JEDZ),
2. JeDZ ist auf dem Formblatt des einheitlichen europäischen Auftragsdokuments nach dem Muster des einheitlichen europäischen Auftragsdokuments gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 zur Festlegung eines Einheitlichen Europäischen Auftragsdokuments (ABl. EU L 3 vom 06.01.2016, S. 16), 
3. Der Auftraggeber teilt mit, dass der Auftragnehmer beim Ausfüllen der Erklärung auf dem Formblatt JEDZ auch das in Kapitel XXI SWZ beschriebene Instrument verwenden kann;
4. Das Muster JEDZ ist Anhang  Nr. 3  des SWZ - "Einheitliches Europäisches Auftragsdokument - Muster",
5. Im Falle von Auftragnehmern, die gemeinsam einen Auftragsauftrag beantragen, stellt JEDZ jeden der Auftragnehmer, die sich gemeinsam um den Auftrag bewerben,
6) JeDZ ist ein Beweis dafür, dass es keine Ausschlussgründe gibt, dass die Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren am Tag der Angebotsabgabe vorübergehend die vom Auftraggeber geforderten Beweismittel ersetzt.
9.2. Der Öffentliche Auftraggeber fordert vor der Auswahl des günstigsten Angebots den Auftragnehmer,  dessen Angebot am besten bewertet wird, auf, innerhalb einer Frist vonmindestens 10 Tagen, die zum Zeitpunkt der Abgabe der materiellen Beweismittelaktuell ist, abzugeben:
1. Erklärung des Auftragnehmers  zu Artikel108 Absatz 1 Nummer 5 Pzpüber  die Nichtzugehörigkeit zurselben Kapitalgruppe  im Sinne des Gesetzes vom 16. Februar 2007. über den Schutz des Wettbewerbs und der Verbraucher (ABl. 2020, Nr. 1076 und 1086) mit einem anderen Auftragnehmer, der ein gesondertes Angebot abgegeben hat, oder eine Erklärung über die Zugehörigkeit zurselben Kapitalgruppe  mit Unterlagen oder Informationen, die die Erstellung des Angebots unabhängig von einem anderen Auftragnehmer derselben Kapitalgruppe belegen – das Muster der Erklärung ist Anhang Nr.  4 der SWZ,
3. Erklärungen des Auftragnehmers über die Aktualität der in der Erklärung nach Artikel125 Absätze 1 und 2 Pzp (in JEDZ) enthaltenen Informationenin Bezug auf die in Artikel108 Absatz 1 Nummern 3 bis 6 Pzp genannten Ausschlussgründe. Das Muster der Erklärung ist Anhang Nr.  6 der SWZ,
3)  Angaben aus dem  Nationalen Strafregister    über die Invalidehaltungen gemäß Artikel108 Absatz 1 Nummern 1 
 und  2 Pzp, spätestens sechs Monate vor derHinterlegung.
9.3.Je hat der	 AuftragnehmerseinenSitzoder Wohnsitz außerhalb des Hoheitsgebiets der Republik Polen, so übermittelt er anstelle der in Absatz
 9.2 Nummer 3 genannten Dokumente Angaben aus dem entsprechenden Register, wie z. B. dem Gerichtsregister, oder, falls es kein solches Register gibt, aus einem anderen gleichwertigen Dokument, das von der zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde des Landes ausgestellt wurde, in dem der Auftragnehmer seinen Sitz oder Wohnsitz hat, in dem in Kapitel VII genannten 

Umfang. 
9.4.Wenn in dem Land, in dem der Auftragnehmer seinen Sitz oder Wohnsitz oder Wohnsitz hat, das betreffende Dokument nicht durch die in Absatz 9.2 Nummer 3 genannten Dokumente ausgestellt wird, wird es durch ein Dokument ersetzt, das eine Erklärung des Auftragnehmers mit Angabe der Person oder Personen enthält, die zur Vertretung des Auftragnehmers befugt sind, oder eine Erklärung der Person, auf die sich das Dokument beziehen sollte, die vor dem Notar oder der Justiz-, Verwaltungs- oder Wirtschaftsbehörde eingereicht wird, die aufgrund des Sitzes oder Wohnsitzes des Auftragnehmers oder des Wohnsitzes dieser Person zuständig ist. Das Datum der Ausstellung dieses Dokuments muss den vorgenannten Fristen entsprechen. 	






Kapitel X. Regeln für die Abgabe gemeinsamer Angebote (Konsortien, Zivile Gesellschaften)  und

10.1. Die Auftragnehmer, die gemeinsam einen Auftragsauftrag beantragen, setzen einen Bevollmächtigten ein,  der sie bei der Durchführungoder Vertretung im Verfahren und beim Abschluss des Vertrags vertritt. Die Ermächtigung muss sich aus dem Inhalt der mit dem Angebot vorgelegten Vollmacht ergeben.
10.2. Die Vollmacht sollte eindeutig das Verfahren angeben, auf das sie sich bezieht, und den Umfang der Ermächtigung präzisieren und alle Auftragnehmer aufzählen, die gemeinsam einen Auftrag beantragen. Jeder dieser Auftragnehmer muss das Vollmachtsdokument unterzeichnen. Es wird empfohlen, dass der Bevollmächtigte einer der Auftragnehmer ist, die gemeinsam die Auftragsvergabe beantragen. 
10.3. Jede Korrespondenz erfolgt ausschließlich mit dem Bevollmächtigten.
10.4. Die Erklärungen, die eine vorläufige Bestätigung dafür darstellen, dass der Auftragnehmer nicht ausgeschlossen ist und die Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllt (JEDZ), werden von jedem der Auftragnehmer abgegeben, die sich gemeinsam um den Auftrag bewerben. Dieses Dokument bestätigt die Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren und das Fehlen von Ausschlussgründe, soweit jeder Auftragnehmer nachweist, dass die Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllt sind und keine Gründe für einen Ausschluss vorliegen.
10.5. Jeder auftragnehmer, der sich gemeinsam um die Vergabe des Auftrags beanstanden kann, muss nachweisen, dass er nicht vom Verfahren ausgeschlossen ist, so dass die Unterlagen und Erklärungen, die zur Bestätigung des Fehlens von Ausschlussgründen abgegeben werden, von allen Auftragnehmern, die gemeinsam die Vergabe des Auftrags beantragen, selbst eingereicht werden.
10.6. Die in Artikel 125 Absatz 1 Pzp genannten Nachweise über die Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme am Verfahren werden von den Auftragnehmern vorgelegt, um nachzuweisen, dass sie gemeinsam die Voraussetzungen für die Teilnahme am Verfahren erfüllen.
10. 7. 	Die Erfüllung der Bedingungen für die Teilnahme an dem Verfahren durch  Auftragnehmer, die gemeinsam einen Auftrag beantragen, wird vom Auftraggeber gemäß Artikel117  Pzp überprüft.
10.8.Die Auftragnehmer, die gemeinsam ein Angebot abgeben, geben zusammen mit dem Angebot eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, welcher Umfang des Auftrags von den einzelnen Auftragnehmern ausgeführt wird. Diese Erklärung enthält den Inhalt des Angebotsformulars in Anhang 1 der SWZ. 
10.9. Unteraufträge:
1) Der Auftraggeber behält sich keine Schlüsselaufgaben vor, die vom Auftragnehmer persönlich ausgeführt werden müssen.
2. Der Auftraggeber verlangt vom Auftragnehmer, dass der Auftragnehmer im Angebotsdruck Anhang Nr. 1 des SWZ angibt, welche Teile des Auftrags er den Auftragnehmern zu übertragen gedenkt, und den Auftragnehmer den Zulieferern die Angabe erteilt,soweit ihm bekannt ist. Gibt der Auftragnehmer in dem Angebot nicht an, welcher Teil des Auftrags an den Subunternehmer/-auftragnehmer vergeben wird, so ist der Auftraggeber der Auffassung, dass der Auftragnehmer die Ausführung eines Teils des Auftrags nicht an Subunternehmer überträgt.
3. Der Auftraggeber überprüft nicht die Ausschlussgründe für den Subunternehmer.

Kapitel XI. Informationen über die elektronischen Kommunikationsmittel, mit denen der Auftraggeber mit den Auftragnehmern kommunizieren wird, und Informationen über die technischen und organisatorischen Anforderungen an die Erstellung, den Versand und den Empfang elektronischer Korrespondenz

11.1. Die Kommunikation zwischen dem Auftraggeber und den Auftragnehmern erfolgt über die Einkaufsplattform https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle.
11.2. Bei allen Kontakten mit dem Auftraggeber sollten sich die Auftragnehmer auf die Ausschreibungsnummer AZ-P.2021.19 berufen.
11.3. Die vom Auftraggeber berechtigte Person , mit den Auftragnehmern in Kontakt zu treten, ist: Elżbieta Zieł  , Spezialistin für öffentliche Aufträge,E-Mail :  EKoziol@e-szpital.eu  oder  przetargi@e-szpital.eu.
11.4. Das Verfahren wird in polnischer Sprache in elektronischer Form über platformazakupowa.pl  unter  https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozledurchgeführt. Um die Beantwortungszeit zu verkürzen, wird es vorgezogen, dass die Kommunikation zwischen dem Auftraggeber und den Auftragnehmern, einschließlich etwaiger Erklärungen, Anträge, Mitteilungen und Informationen, in elektronischer Form über  platformazakupowa.pl und das Formular "Nachricht an den Auftraggeber senden" übermittelt wird.  Das Datum der Übermittlung (Der Auswirkungen) der Erklärungen, Anträge, Mitteilungen und Informationen wird als Datum der Übermittlung über die platformazakupowa.pl durch Klicken auf die Schaltfläche "Nachricht an den Auftraggeber senden" angenommen, nach der die Nachricht an den Auftraggeber gesendet wird.
11.5. Der Auftraggeber übermittelt den Auftragnehmern die Informationen in elektronischer Form über platformazakupowa.pl. Informationen zur Beantwortung von Fragen, Änderungen der Spezifikationen, zur Änderung des Angebotstermins und zur Eröffnung der Angebote finden Sie auf der Plattform im Abschnitt "Mitteilungen". Die Korrespondenz, an die sich ein bestimmter Auftragnehmer gemäß den geltenden Rechtsvorschriften richtet, wird über platformazakupowa.pl über einen  bestimmten Auftragnehmer elektronisch übermittelt.
11.6. Der öffentliche Auftraggeber erlaubt die  Übermittlung von  Anträgen nach Artikel 135 Absatz 1  Pzp nicht per E-Mail.
11.7. In Notfällen  , insbesondere wenn die Einkaufsplattform nicht  https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle. Der Auftraggeber erlaubt die Kommunikation per E-Mail (mit Ausnahme der Abgabe eines Angebots, für das die einzige zulässige Möglichkeit besteht, es über die Einkaufsplattform zu senden). In diesem Fall erfolgt die Kommunikation über die Adresse przetargi@e-szpital.eu.
11.8. Das Angebot, der Antrag und die erforderlichen Beweismittel (falls erforderlich) müssen elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Unterschrift unterzeichnet werden. Im Rahmen des Angebotsverfahrens, einschließlich der betreffenden Beweismittel auf der Plattform, legt der qualifizierte elektronische Auftragnehmer die elektronische Signatur direkt auf dem Dokument vor.  Dem Antrag auf Klarstellung des Inhalts der SWZ nach Artikel  135  Absatz 1 Pzp ist es auch ratsam, dass der Auftragnehmer das genannte Dokument zusätzlich in einem Format beilegt, in dem der Auftraggeber den Text bearbeiten kann (z. B. .docx).
11.9. Übermittelt der Auftraggeber oder der Auftragnehmer Erklärungen, Anträge, Mitteilungen oder Informationen auf elektronischem Wege, so bestätigt jede Partei auf Verlangen der anderen Partei unverzüglich, dass sie diese erhalten hat.
11.10. Der Auftragnehmer als Professioneller ist verpflichtet, Die vom Auftraggeber übermittelten Mitteilungen und Nachrichten direkt auf platformazakupowa.pl zu überprüfen, da das Benachrichtigungssystem ausfallen oder die Benachrichtigung in den SPAM-Ordner gelangen kann.
11.11. Der elektronisch eingereichte Antrag oder Angebot mussmit einerqualifizierten Elektronenunterschrift unterzeichnet werden. Im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens über platformazakupowa.pl muss der Auftragnehmer die über https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle übermittelten Unterlagen direkt  unterzeichnen. Es wird empfohlen, die Unterschrift auf jeder beigefügten Datei einzeln zu verwenden, insbesondere auf die in Artikel 63 Absatz 1 und Absatz 2 Pzp genannten, in denen angegeben ist, dass die Angebote Die Anträge auf Teilnahme am Verfahren und die Erklärung gemäß Artikel 125 Absatz 1 Pzp werden unter nichtigem Umfang in elektronischer Form oder in elektronischer Form erstellt und entsprechend dem Wert des Verfahrens mit einer qualifizierten elektronischen Signatur (z. B. Verfahren, die den Unionsschwellen entsprechen oder darüber liegen), einer vertrauenswürdigen Unterschrift oder einer persönlichen Unterschrift (z. B. Verfahren, die unter den Eu-Schwellenwerten liegen) versehen.
11.12. Der öffentliche Auftraggeber legt gemäß der Verordnung des Präsidenten des Ministerrats vom 31. Dezember 2020 über die Erstellung und Übermittlung von Informationen und technischen Anforderungen für elektronische Dokumente und elektronische Kommunikationsmittel in einem Vergabeverfahren oder einem Auswahlverfahren (ABl. 2020 Pos. 2452)die erforderlichen
Hardware- und Anwendungsanforderungen fest, die die Arbeit auf  platformazakupowa.plermöglichen, d. h.  
1) ständiger Zugang zum Internet mit einer garantierten Bandbreite von mindestens 512 kbps,
2) PC oder MAC mit folgender Konfiguration: Min. 2 GB Ram, Intel IV 2 GHZ Prozessor oder höher, eines der Betriebssysteme - MS Windows 7, Mac Os x 10 4, Linux, oder neuere Versionen davon,
3) jeder Webbrowser installiert ist, für Internet Explorer mindestens Version 10 0,
4) JavaScript aktiviert,
5) Adobe Acrobat Reader installiert ist oder ein anderes Dateiformat unterstützt .pdf,
6) Die Verschlüsselung auf platformazakupowa.pl erfolgt über TLS 1.3.
7) Die Kennzeichnung der Empfangszeit der Daten durch die Einkaufsplattform ist das Datum und die genaue Zeit (hh:mm:ss), die nach der Ortszeit des Synchronisierungsservers mit der Uhr des Hauptkennzeichens generiert wird.
11.13. Der Auftragnehmer, der an diesem Vergabeverfahren beteiligt ist,	
1) akzeptiert die Nutzungsbedingungen der  platformazakupowa.pl, die in den auf der Website unter dem Link unter der Registerkarte "Regeln" veröffentlichten Bedingungen festgelegt sind,  und hält sie für verbindlich.
2) die Unter dem Link verfügbaren Angebotsanweisungen gelesen und befolgt  hat.
11.14. Der Öffentliche Auftraggeber haftet nicht dafür, dass er ein Angebot in einer Weise abgabe, die nicht mit der Gebrauchsanweisung platformazakupowa.plübereinstimmt, insbesondere wenn der Auftraggeber den Inhalt des Angebots vor Ablauf der Angebotsfrist eingesehen hat (z. B. die Einreichung des Angebots auf der Registerkarte "Nachricht an den Auftraggeber senden").  Dieses Angebot wird vom Auftraggeber als kommerzielles Angebot angesehen und wird im vorliegenden Verfahren nicht berücksichtigt, da die Verpflichtung nach Art. 221 des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen nicht erfüllt ist.
11.15. Der öffentliche Auftraggeber teilt mit, dass die Anweisungen zur Verwendung der platformazakupowa.pl insbesondere in Bezug auf die Anmeldung, die Einreichung von Anträgen auf Erläuterung des Inhalts der SWZ, die Einreichung von Angeboten und andere Maßnahmen, die in diesem Verfahren mit hilfe von platformazakupowa.pl durchgeführt werden, auf der Registerkarte "Anleitungen für Auftragnehmer" auf der Website unter  https://platformazakupowa.pl/strona/45-instrukcje
11.16. Empfehlungen:  Die von den Auftragnehmern verwendeten Dateiformate sollten mit der "Ankündigung des Präsidenten des Ministerrats vom 9. November 2017 zur Bekanntgabe des einheitlichen Textes der Verordnung des Ministerrats über den nationalen Interoperabilitätsrahmen, der Mindestanforderungen für öffentliche Register und den elektronischen Informationsaustausch und der Mindestanforderungen für IT-Systeme" im Einklang stehen.
11.17. Der elektronisch eingereichte Antrag oder Angebot mussmit einerqualifizierten Elektronenunterschrift unterzeichnet werden. Im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens über platformazakupowa.pl muss der Auftragnehmer die über https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle übermittelten Unterlagen direkt  unterzeichnen. Es wird empfohlen, die Unterschrift auf jeder beigefügten Datei einzeln zu verwenden, insbesondere auf die in Artikel 63 Absatz 1 und Absatz 2 Pzp genannten, in denen angegeben ist, dass die Angebote Die Anträge auf Teilnahme am Verfahren und die Erklärung gemäß Artikel 125 Absatz 1 Pzp werden unter nichtigem Umfang in elektronischer Form oder in elektronischer Form erstellt und entsprechend dem Wert des Verfahrens mit einer qualifizierten elektronischen Signatur (z. B. Verfahren, die den Unionsschwellen entsprechen oder darüber liegen), einer vertrauenswürdigen Unterschrift oder einer persönlichen Unterschrift (z. B. Verfahren, die unter den Eu-Schwellenwerten liegen) versehen.
11.18 Uhr. Gemäß der Verordnung des Präsidenten des Ministerrats vom 31. Dezember 2020 über die Erstellung und Übermittlung von Informationen und technischen Anforderungen für elektronische Dokumente und elektronische Kommunikationsmittel in vergabenden Verfahren oder Auswahlverfahren (ABl. 2020 Pos. 2452)legt der öffentliche Auftraggeber die
erforderlichen Hardware- und Anwendungsanforderungen fest, die die Arbeit auf  platformazakupowa.plermöglichen, d. h.:
1) ständiger Zugang zum Internet mit einer garantierten Bandbreite von mindestens 512 kbps,
2) PC oder MAC mit folgender Konfiguration: Min. 2 GB Ram, Intel IV 2 GHZ Prozessor oder höher, eines der Betriebssysteme - MS Windows 7, Mac Os x 10 4, Linux, oder neuere Versionen davon,
3) jeder Webbrowser installiert ist, für Internet Explorer mindestens Version 10 0,
4) JavaScript aktiviert,
5) Adobe Acrobat Reader installiert ist oder ein anderes Dateiformat unterstützt .pdf,
6) Die Verschlüsselung auf platformazakupowa.pl erfolgt über TLS 1.3.
7) Die Kennzeichnung der Empfangszeit der Einkaufsplattform ist das Datum und die genaueZeit (hh:mm:ss), die nach der lokalen Zeit des Servers generiert wird, der mit der Uhr des Hauptkennzeichens synchronisiert ist.
11.19. Die maximale Größe einer Datei, die über dedizierte Formulare gesendet wird, beträgt 150 MB, während die Dateigröße bei Kommunikation maximal 500 MB beträgt.
11.20. Die von den Auftragnehmern verwendeten Dateiformate sollten mit der Mitteilung des Präsidenten des Ministerrats vom 9. November 2017 über die Bekanntgabe des einheitlichen Textes der Verordnung des Ministerrats über den nationalen Interoperabilitätsrahmen, die Mindestanforderungen für öffentliche Register und den Elektronischen Informationsaustausch sowie die Mindestanforderungen für IT-Systeme im Einklang stehen.
1) Der Auftraggeber empfiehlt die Verwendung der Formate .pdf .doc .xls .jpg (.jpeg) mit besonderer Angabe auf .pdf.
2. Für eine eventuelle Datenkomprimierung empfiehlt der Auftraggeber die Verwendung eines der Formate: .zip, .7Z.
3. Zu den allgemeinen und NICHT in der Verordnung enthaltenen Formaten  gehören: .rar .gif .bmp .numbers .pages. Dokumente, die in solchen Dateien eingereicht werden, gelten als ineffektiv eingereicht.
4) Der Auftraggeber weist auf die Begrenzung der Größe der mit einem vertrauenswürdigen Profil signierten Dateien mit einem Maximum von 10 MB und auf die Begrenzung der Größe der in der eDoApp-Anwendung signierten Dateien hin, die für die Zusammensetzung einer persönlichen Signatur mit einem Maximum von 5 MB verwendet werden.
5) Angesichts des geringen Risikos einer Verletzung der Dateiintegrität und der leichteren Überprüfung der Signatur empfiehlt der Auftraggeber, die Austaktdateien nach Möglichkeit in das formatierte .pdf zu konvertieren und mit einer qualifizierten PAdES-Signatur zu versehen. 
6) Dateien in anderen Formaten als PDF wird empfohlen, eine externe XAdES-Signatur zu tragen. Der Auftragnehmer sollte darauf achten, dass die Signaturdatei zusammen mit dem signierte Dokument übermittelt wird.

7) Der Auftraggeber empfiehlt,  bei der Unterzeichnung einer Datei durch mehrere Personen Signaturen derselben Art zu verwenden.    Das Signieren verschiedener Signaturen kann zu Problemen bei der Dateiüberprüfung führen. 

8) Der Auftraggeber empfiehlt dem Auftragnehmer, die Möglichkeit, die gewählte Methode zur Unterzeichnung der Angebotsdateien ordnungsgemäß zu verwenden, rechtzeitig zu prüfen.

9) Es wird empfohlen, dass die Kommunikation mit den Auftragnehmern nur auf der Plattform über das Formular "Nachricht an den Auftraggeber senden" erfolgt, nicht über die E-Mail-Adresse.

10. Die Person, die das Angebot abonniert, sollte die in den Unterlagen angegebene Kontaktperson sein.
11) Das Angebot ist mit der gebotenen Sorgfalt und unter angemessenem Abstand bis zum Abschluss der Annahme der Angebote vorzubereiten. 

12) Beim Signieren von Dateien wird empfohlen, den SHA2-Verknüpfungsalgorithmus anstelle von SHA1 zu verwenden.  
13) Wenn der Auftragnehmer Dokumente wie z. B. in eine ZIP-Datei packt, wird empfohlen, jede der komprimierten Dateien im Voraus zu signieren. 
14) Der Auftraggeber empfiehlt die Verwendung einer Unterschrift mit einem qualifizierten Zeitstempel.
15) Der Auftraggeber  empfiehlt, keine Änderungen an den Dateien vorzunehmen, nachdem sie mit qualifizierter Signatur unterzeichnet wurden. Dies kann zu einer Verletzung der 
 Dateiintegrität führen, was der Notwendigkeit gleichwertig ist, das Angebot im Verfahren abzulehnen.
11.21. Der Auftragnehmer akzeptiert bei der Durchführung dieses Vergabeverfahrens die Nutzungsbedingungen der Einkaufsplattform, die in den Geschäftsbedingungen auf der Website unter der https://platformazakupowa.pl/strona/1-regulamin unter der Registerkarte "Bedingungen" aufgeführt sind, und hält sie für verbindlich.
11.22. Der öffentliche Auftraggeber teilt mit, dass die Anweisungen zur Verwendung der https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle insbesondere in Bezug auf die Anmeldung, die Einreichung von Anträgen auf Erläuterung des Inhalts der SWZ, die Einreichung von Angeboten und andere Maßnahmen, die in diesem Verfahren mit  https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle durchgeführt werden, auf der Registerkarte "Anleitungen für Auftragnehmer" auf der Website unter  https://platformazakupowa.pl/strona/45-instrukcje.
11.23 Uhr. Gemäß der Definition des elektronischen Dokuments in Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes über die Itrisation der Tätigkeiten von Stellen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, ist die E-Mail-Datei mit komprimierten Daten mit qualifizierter elektronischer Signatur eindeutig mit der Unterzeichnung des Originaldokuments verbunden, mit Ausnahme von Kopien, die von einem anderen Auftragnehmer, der sich gemeinsam mit ihm um die Auftragsvergabe bewirbt, von einer Stelle, deren Kapazität oder Situation sich der Auftragnehmer befindet, bzw. von einem Unterauftragnehmer beglaubigt werden.
11.24. Die Bescheinigung über die Einhaltung des Originals wird vom Auftragnehmer, der Stelle, deren Kapazität oder Situation sich aus dem Auftragnehmer, dem Auftragnehmer, dem Auftragnehmer, der gemeinsam die Vergabe eines öffentlichen Auftrags beantragt, oder dem Subunternehmer in Bezug auf die von ihnen betreffenden Unterlagen ausgestellt. Das Original ist als Dokument zu verstehen, das von einer befugten/ermächtigten Person mit qualifizierter elektronischer Signatur (Artikel 78  1 Absatz 1 des Zivilgesetzbuches) unterzeichnet wurde. Die Bescheinigung über die Einhaltung des Originals erfolgt in elektronischer Form, unterzeichnet durch eine qualifizierte elektronische Signatur (z. B. Verfahren, die den EU-Schwellenwerten entsprechen oder darüber hinausgehen), oder durch eine vertrauenswürdige Unterschrift oder persönliche Unterschrift (z. B. Verfahren, die unter den EU-Schwellenwerten liegen) von einer befugten/ermächtigten Person/Person.
11.25. Die qualifizierten Signaturen, die von den Auftragnehmern zur Unterzeichnung aller Dateien verwendet werden, müssen der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt (eIDAS) (EU) Nr. 910/2014 - ab dem 1. Juli 2016 entsprechen."
11.26. Wenn Sie das XAdES-Signaturformat verwenden, externe. Der Auftraggeber verlangt, dass eine ausreichende Anzahl von Dateien, d. h. signierte Datendateien und Signaturdateien im XAdES-Format, beigesetzt wird.

Erläuterungen zum Inhalt der SWZ:
11.27. Der Auftragnehmer kann den Auftraggeber um eine Erläuterung des Inhalts der SWZ ersuchen. 
11.28. Ist der Antrag auf Erläuterung des Inhalts der SWZ spätestens 14 Tage vor Ablauf der Angebotsfrist beim Auftraggeber eingegangen , so ist der Antrag auf Klarstellung des Inhalts des SWZ spätestens 14 Tage vor Ablauf der Angebotsfrist eingegangen, so ist der Antrag auf Erläuterung des Inhalts des SWZ spätestens 14  Tage vor Ablauf der Angebotsfristeingegangen , so ist dies nichtderSchluss. ,  so wird der Auftraggeber unverzüglich , spätestens jedoch  sechs  Tage vor Ablauf der Angebotsfrist, erläutern. Ist der Antrag auf Klärung des Inhalts der SWZ nicht fristgerecht eingegangen, so ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, die SWZ zu erläutern und die Frist für die Einreichung der Angebote zu verlängern.
11.29.  Der Auftraggeber plant nicht, eine Versammlung der Auftragnehmer einzuberufen, um Zweifel am Inhalt der SWZ auszuräumen. 
11.30. In begründeten Fällen kann der öffentliche Auftraggeber den Inhalt der SWZ vor Ablauf der Angebotsfrist ändern. Die Änderung des Inhalts des SWZ wird der Auftraggeber auf der Einkaufsplattform zur Verfügung stellen. Ist eine Änderung des SWZ-Inhalts für die Erstellung des Angebots von Bedeutung oder erfordert sie von den Auftragnehmern zusätzliche Zeit, um die Änderung der SWZ zu lesen und die Angebote vorzubereiten, so verlängert der Öffentliche Auftraggeber die Frist für die Einreichung der Angebote um die für deren Erstellung erforderliche Zeit (Artikel 286 Absatz 3 Pzp).
11.31Uhr . Bei Abweichungen zwischen dem Inhalt dieser SWZ und dem Inhalt der Antworten ist der Inhalt des Schreibens mit der späteren Erklärung des Auftraggebers als gültig anzusehen.
11.32. Nach Art. 18 Abs. 3 Pzp werden keine Informationen offengelegt, die das Geschäftsgeheimnis im Sinne der Vorschriften zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs darstellen. Hat der Auftragnehmer spätestens zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe zweifelsfrei darauf hingewiesen, dass sie nicht weitergegeben werden können,  und  nachgewiesen, dass die reservierten Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen. Auf der Plattform des Angebotsformulars befindet sich ein Ort, der für das Beifügen eines Teils des Angebots bestimmtist,der ein Geschäftsgeheimnis  darstellt. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese Informationen in einer getrennten und entsprechend gekennzeichneten Datei zu übermitteln.

Kapitel XII. Wadium-Anforderungen

Der Auftraggeber verlangt keine Wadium-Einlage. 

Kapitel XIII. Frist fürdasAngebot

13.1. Der Auftragnehmer ist 90 Tage  nach Ablauf der Angebotsfrist an das Angebot gebunden, wobei der erste Tag der Angebotsbindung der Tag ist, an dem die Angebotsfrist abläuft,  d. h. bis zum  20.10.2021.
13.2. Kommt die Auswahl des günstigsten Angebots nicht vor Ablauf der in den Auftragsunterlagen festgelegten Frist für die Bindung an das Angebot an, so ersucht der Auftraggeber die Auftragnehmer einmal vor Ablauf der Frist für die Angebotsbindung, der Verlängerung dieser Frist um einen von ihm angegebenen Zeitraum von höchstens 60 Tagen zuzustimmen.
13.3. Die Verlängerung der Frist für die Bindung an das angebotsbezogene Angeboterfordert, dassderAuftragnehmer (gemäß den Leitlinien des Kapitels XI) schriftlich zustimmt, die Frist für die Bindung des Angebots zu verlängern.
13.4. Beantragt der Öffentliche Auftraggeber die Einreichung eines Fehlers, so wird die Frist für die Bindung an das Angebot gemäß Absatz 13.3 mit einer Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Wadiums oder, falls dies nicht möglich ist, mit der Einbringung eines neuen Wadiums um eine verlängerte Frist für die Angebotsbindung verlängert.
13.5. Läuft die Frist für die Angebotsbindung vor der Auswahl des günstigsten Angebots ab, so fordert der Auftraggeber den Auftragnehmer, dessen Angebot die höchste Bewertung erhalten hat, auf, innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten Frist schriftlich der Auswahl seines Angebots zuzustimmen. Bei Nichteinwilligung bittet der Auftraggeber den nachfolgenden Auftragnehmer, dessen Angebot am besten bewertet wurde, um zustimmungserklärung, es sei denn, es liegen Gründe für die Nichtigerklärung des Verfahrens vor.

Kapitel XIV. Beschreibung der Vorbereitung des Angebots
14.1. Das Angebot muss in polnischer Sprache unter den in dieser SWZ festgelegten Bedingungen abgefasst sein. Die in einer Fremdsprache abgefassten Dokumente müssen zusammen mit der Übersetzung ins Polnische eingereicht werden.           
14.2. Das Angebot wird gemäß dem Angebotsformular nach dem Muster In Anhang 1 der SWZ erstellt. Verwendet der Auftragnehmer nicht das vom Auftraggeber erstellte Muster, so sind alle im Angebotsformular erforderlichen Angaben in das Angebotstext einzugeben.
14.3. Inhalt des Angebots:
Das Angebot muss folgende Erklärungen und Unterlagen  (in  elektronischer Form) enthalten:
1. ausgefüllt und mit qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnetes Angebotsformular nach dem Muster in Anhang 1 der SWZ,
2. das entsprechende Formblatt Cgemäß  den Anhängen 2/1 bis 2/40    der SWZmit qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnetwird , 
3. ausgefüllt und mit qualifizierter elektronischer Signatur  fürdieEZ-Bescheinigung  (Einheitliches Europäisches Auftragsdokument) nach dem Muster in Anhang 3 der SWZ unterzeichnet; 
4. Verpflichtung eines Dritten, unterzeichnet mit qualifizierter elektronischer Signatur  (falls zutreffend),
5. mit qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnete Vollmacht (falls zutreffend),
6. dokument, aus dem hervorgeht, dass die Auftragnehmer, die sich gemeinsam um den Auftrag bewerben, einen Bevollmächtigten für die Vertretung im Vergabeverfahren oder deren Vertretung im Verfahren und den Abschluss eines öffentlichen Auftrags (nur für die auftragnehmer, die gemeinsam den Auftrag beantragen) – das Dokument muss mit qualifizierter elektronischer Unterschrift unterzeichnet   werden ( falls zutreffend).
14.4. Der Auftragnehmer kann das Angebot über die Plattform vor Ablauf der Angebotsfrist ändern oder zurückziehen. Wie das Angebot geändert oder zurückgezogen werden kann, finden Sie in der Anleitung auf der Website unter https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle.
14.5. Die vom Auftragnehmer abgegebenen Unterlagen und Erklärungen sind in polnischer Sprache zu sein, sofern in SWZ nichts anderes erlaubt ist. Bei Anfügung von Dokumenten in einer anderen als der zugelassenen Sprache ist der Auftragnehmer verpflichtet, eine Übersetzung ins Polnische beizufügen.
14.6. Der Auftragnehmer darf nur ein Angebot abgeben. Wenn Sie weitere Angebote oder Angebote mit Optionsvorschlägen abgeben, werden alle Angebote des Auftragnehmers abgelehnt.
14.7. Der Inhalt des Angebots muss den Anforderungen des Auftraggebers in den Auftragsunterlagen entsprechen.
14.8. Nichterfüllung der formalen Angebotsbedingungen gemäß VVG 2/1-2/40, d. h. nicht ausfüllen der Spalten/n v. Chr. "Produzent", "Code / nr Katalog". Der Auftraggeber erlaubt die  Eingabe von Ordnernummern, Broschüren usw. nicht. In Ermangelung eines Codes oder einer Katalognummer ist dies entsprechend zu kennzeichnen, z. B. durch Eingabe:  "Nicht anwendbar".
14.9.  Angebotsanweisung 
1. Der Auftragnehmer legt über das Angebotsformular ein, das für https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozlein einem bestimmten Vergabeverfahren verfügbar ist.
2.  Ein integraler Bestandteil der Plattform ist m.in. Die Angebotsanweisung für den Auftragnehmer https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozle
3.  Das Angebot oder der Antrag sollte in polnischer Sprache unter Wahrung der elektronischen Form abgefasst sein, und für Daten, die Text-, Text- und Grafik- oder Multimediadokumente enthalten, gelten: txt; .rft; .pdf; .xps; .odt; .ods; .odp; .doc; .xls; .ppt; .docx; .xlsx; .pptx; .csv; 
4. AlleInformationen, die ein Geschäftsgeheimnis im Sinne des Gesetzes vom 16. April 1993 zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs darstellen und die der Auftragnehmer als Geschäftsgeheimnis einbehält, sind in einem gesonderten Feld in Schritt 1 der Angebotsabgabe zur Veröffentlichung des Geschäftsgeheimnisses vorzulegen.
5. Es wird empfohlen, dass alle Informationen, die das Geheimnis des Unternehmens darstellen, in einer separaten Dateiveröffentlicht werden und den Inhalt des Unternehmens zusammen mit der Begründung (Rechtsgrundlage für die Geheimhaltung) angeben.
6.   Dem Angebot oder Antrag sind alle erforderlichen Unterlagen beizufügen, z. B. das Einheitliche Europäische Auftragsdokument (JEDZ) in elektronischer Form und dann zusammen mit den anderen Dateien, die das Angebot darstellen, das gesamte Angebot im zweiten Schritt der Angebotsabgabe zu unterzeichnen, indem die Vom Auftragnehmer beigefügte DATEI im XML-Format mit der PRÜFsumme von SHA-256 heruntergeladen wird.
7.   Das elektronisch abgegebene Angebot muss mit einer qualifizierten elektronischen Unterschrift unterzeichnet werden. Im Rahmen des Angebots auf der Plattform unterschreibt der Auftragnehmer in Schritt 2 das Formular (nach Einem Klick auf die Schaltfläche "Zur Zusammenfassung gehen"), mit Ausnahme von Kopien, die von einem anderen Auftragnehmer, der sich gemeinsam mit ihm um die Auftragsvergabe bewirbt, von einer Stelle, deren Kapazität oder Situation sich der Auftragnehmer befindet, oder von einem Subunternehmer beglaubigt werden, die einzeln unterzeichnet werden müssen. 
8.   Das Angebot muss von Personen unterzeichnet werden, die den Auftragnehmer vertreten und in seinem Namen finanzielle Verpflichtungen in Höhe des Angebotspreises eingehen. Das bedeutet, dass, wenn aus dem Dokument über den Rechtsstatus des Vollstreckers oder der Vollmacht hervorgeht, dass mehrere Personen zusammen zum Vertreter des Vollstreckers befugt sind, die Unterlagen, aus denen das Angebot besteht, von allen diesen Personen unterzeichnet werden müssen. 
9.   Wird das Angebot von einer Person, die nicht im Registrierungsdokument (Registrierungsdokument) des Auftragnehmers aufgeführt ist, unterzeichnet und wird dem Angebot eine entsprechende Vollmacht im Original oder eine notariell beglaubigte Kopie beigefügt, d. h. ein Angebot in Form eines elektronischen Dokuments, das von den zur Ausstellung des Dokuments befugten Personen mit qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnet wird. 
10. Klicken Sie nach dem Ausfüllen des Angebotsformulars und dem Laden aller erforderlichen Anhänge auf "Zur Zusammenfassung gehen".
11. Im zweiten Schritt der Angebotsabgabe folgen Sie:
a) das eingegebene Angebot und alle beigefügten Anhänge zu überprüfen; 
b) laden Sie dann das Paket in XML, 
c) nach dem Hinzufügen einer Signatur einer XML-Datei im XADES4-Format (XAdES)5, 
d) Nach dem Hochnehmen der signierten Datei wird die Voranalyse durchgeführt und ein Fehler angezeigt, wenn die Datei keine Signatur enthält und wenn die heruntergeladene XML-Datei geändert wurde, 
e)  Informationen darüber, ob die XML-Datei ordnungsgemäß signiert wurde oder nicht als unterstützende Überprüfung anzusehen ist, da der Auftraggeber das Verfahren zur Prüfung der Angebote im Verfahren durchführen wird.
12. Die Gründe für die fehlerhafte Signaturvalidierung sind möglicherweise folgende:
a) die XML-Datei vor der Unterzeichnung geändert wurde, was die Grundlage für die Ablehnung des Angebots bildet. 
b)  die qualifizierte Unterschrift abgelaufen ist;
c)  falsches Signaturformat; 
d) Verwendung einer nicht förderfähigen Unterschrift; 
e)  Die falsche Datei wird vom Auftragnehmer beigegelt - Unabhängig von der angezeigten Meldung klicken Sie auf "Angebot einreichen", um die Angebotsphase abzuschließen.
13. Das System verschlüsselt das Angebot des Auftragnehmers, so dass es dem Auftraggeber bis zum Zeitpunkt der Angebotseröffnung nicht zur Verfügung steht.
14.10. HINWEIS!!! Die Abgabe eines Angebots auf einem Datenträger (z. B. CD, USB-Stick) ist unzulässig, da es sich nicht um eine elektronische Übermittlung im Sinne des Gesetzes vom 18. Juli 2002 über die elektronische Erbringung elektronischer Dienste (ABl.
14.11. Bei Fragen zum Betrieb und zur Wartung der Plattform wenden Sie sich bitte an das Kundendienstzentrum, das alle Informationen, Registrierungen oder andere technische Aspekte der Plattform bereitstellt, die täglich von Montag bis Freitag von 8 bis 17 Uhr unter Tel. 22 101-02-02 verfügbar ist.
14.12. Die Angebote sind ab ihrer Eröffnung offen. 
14.13. Der öffentliche Auftraggeber gibt keine Informationen preis, die ein Geschäftsgeheimnis im Sinne der Vorschriften zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs darstellen, wenn der Auftragnehmer spätestens innerhalb der Angebotsfrist darauf hingewiesen hat, dass sie nicht weitergegeben werden können, und nachweist, dass die proprietären Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen. Der Auftragnehmer darf die in Artikel 222 Absatz 5  Pzpgenannten Informationen nichtvorsehen.
14.14. Wenn der Auftragnehmer nicht nachweist, dass die reservierten Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen, werden die reservierten Informationen deklassiert.
14.15. Als Nachweis, dass die reservierten Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen, gilt der Nachweis, dass die folgenden Bedingungen zusammen erfüllt sind: 
1. die Informationen technischer, technologischer, organisatorischer Oder sonstiger wirtschaftlicher Wert sind; 
2. die Informationen nicht veröffentlicht wurden, 
3.  die erforderlichen Maßnahmen zur Wahrung der Vertraulichkeit ergriffen wurden, indem die spezifischen Umstände, die vom Auftragnehmer ergriffen wurden, wie z. B. der Nachweis der Geschäftsordnung, angegeben wurden, um davon auszugehen, dass die Informationen nicht veröffentlicht werden können.
14.16. Stellen die vom Auftragnehmer vorbehaltenen Informationen kein Geschäftsgeheimnis dar oder sind sie nach den Bestimmungen des Gesetzes oder gesonderten Bestimmungen öffentlich, so ist der Auftraggeber verpflichtet, diese Informationen im Rahmen des laufenden Vergabeverfahrens offenzulegen. 
14.17. Fügt der Auftragnehmer in einem einzigen Dokument Informationen als Geschäftsgeheimnis und Informationen ein, die der Auftraggeber offenlegen muss, so legt der Auftraggeber das gesamte Dokument offen, und der Auftragnehmer haftet für die unsachgemäße Sicherung der unter das Geschäftsgeheimnis fallenden Informationen. 
14.18. Der Auftraggeber teilt mit, erhält der Auftragnehmer eine Aufforderung zur Klärung des von ihm angebotenen Preises nach Artikel 224 Absatz 1 Pzp und stellt der Auftragnehmer eine Erklärung und/oder Beweise als Geschäftsgeheimnis im Sinne des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs dar, so hat der Auftragnehmer das Recht, sie als Geschäftsgeheimnis unter der Bedingung zu beanstanden,dass der Auftragnehmer neben dem Vorbehalt selbstgleichzeitig nachweisen kann, dass die betreffenden Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen.
14.19. Da das Angebot des Auftragnehmers verschlüsselt ist, kann es nicht bearbeitet, sondern geändert werden. Bei der Änderung des Angebots handelt es sich um die Einreichung eines neuen Angebots und die Rücknahme des vorherigen Angebots, dies ist jedoch vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote zu tun. 
14.20. Die Einreichung eines neuen Angebots in einem Verfahren, in dem der Auftraggeber die Einreichung eines neuen Angebots nur vor Ablauf der Frist für die Beendigung des Angebots im Verfahren zulässt, führt zur Rücknahme des vorherigen Angebots. Wenn der Bieter autorisiert (angemeldet) ist, wird das Angebot sofort nach abgabe des neuen Angebots zurückgezogen. Wird das Angebot von einem nicht autorisierten Auftragnehmer (nicht angemeldet oder ohne Konto) abgegeben, so muss die Rücknahme des Angebots von ihm bestätigt werden:  
- durch Klicken auf einen Link in einer E-Mail oder
- Anmelden und Klicken auf "Angebot bestätigen".
14.21. Die Rücknahme des Angebots führt dazu, dass der Auftraggeber nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote im Verfahren keine Möglichkeit hat, es einzusehen. Hinweis: Das Angebot kann nur von einem autorisierten Benutzer zurückgezogen werden. Die Rücknahme des Angebots kann nicht rückgängig gemacht werden. Das zurückgezogene Angebot wird für den Auftraggeber nicht sichtbar sein, sobald die Angebote im Verfahren entschlüsselt sind. 
14.22. Der Auftragnehmer darf das eingereichte Angebot nach Ablauf der Angebotsfrist weder ändern noch zurückziehen. 
14.23. Der Auftragnehmer kann das Angebot nach Ablauf der Angebotsfrist ablegen, indem er auf die Schaltfläche "Formular entsperren" klickt, das Angebot wird jedoch automatisch an den Auftragnehmer zurückgegeben und kann vom Auftraggeber nicht eingesehen werden. 
Hinweis: Wird ein elektronisches Dokument vom Auftragnehmer in einem Format übermittelt, das die die Aufbewahrung einer Datei, die die komprimierten Daten mit qualifizierter elektronischer Signatur enthält, entspricht der Bescheinigung des Auftragnehmers für die Übereinstimmung aller in dieser Datei enthaltenen elektronischen Kopien der Dokumente mit dem Original, mit Ausnahme von Kopien, die von einem anderen Auftragnehmer, der sich gemeinsam mit ihm um die Auftragsvergabe bewirbt, von einer Stelle, deren Kapazität oder Situation sich im Auftragnehmer befindet, bzw. von einem Subunternehmer beglaubigt werden.

Kapitel XV. Art und Frist für die Einreichung und Eröffnung der Angebote

15.1. Das Angebot ist zusammen mit den Anhängen über die Einkaufsplattform unter:  https://platformazakupowa.pl/pn/spzoz_kedzierzynkozleeinzureichen.
15.2. Das Angebot ist bis zum 22.07.2021 um 08:20 Uhr einzureichen. 
15.3. Die Angebote werden am 22.07.2021 um0 8:3 0Uhreröffnet.
15.4. Die Eröffnung der Angebote erfolgt implizit und erfolgt über die inNummer 15.1 genannte Einkaufsplattform.
15.5.   Die Eröffnung erfolgt über einen Mechanismus zur Entschlüsselung der auf der Einkaufsplattform verfügbaren Angebote. 
15.6.   Der Öffentliche Auftraggeber stellt spätestens vor Dereröffnung der Angebote auf der Website des laufenden Verfahrens den Betrag zur Verfügung, den er zur Finanzierung des Auftrags zu verwenden gedenkt.

15.7.  Unmittelbar nach Der Eröffnung der Angebote stellt der Auftraggeber auf der Website der laufenden Postings Informationen über
1) die Namen und Sitze oder Orte der wirtschaftlichen Tätigkeit oder den Wohnsitz der Auftragnehmer, deren Angebote eröffnet wurden;

2) Preise oder Kosten der Angebote.
15.8. Im Falle eines Ausfalls des IT-Systems, bei dem die Angebote nicht innerhalb der vom Auftraggeber festgelegten Frist geöffnet werden können, wird die 
Ausschreibung unmittelbar nach der Beseitigung des Ausfalls eröffnet.
15.9. Das nach Ablauf der Frist abgegebene Angebot wird gemäß Artikel 226 Absatz 1 Nummer 1 Pzp abgelehnt. 
15.10.  Der Auftraggeber teilt die Änderung der Frist für die Eröffnung der Angebote auf der Website des Verfahrens mit.

Kapitel XVI. Wie der Preis berechnet wird
16.1. Der öffentliche Auftraggeber teilt mit, dass in Fällen, in denen es sich um einen Preis handelt, der Preis im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1 und 2 des Gesetzes vom 9. Mai 2014 über die Preisangaben für Waren und Dienstleistungen zu verstehen ist (einheitlicher Text ABl. 2019, Nr. 178). 
16.2. Der Auftragnehmer, der alle anforderungen dieses SWZ berücksichtigt, sollte alle für die ordnungsgemäße und vollständige Ausführung des Auftragsgegenstands erforderlichen Kosten in den Preis einbeziehen und die Gebühren und Steuern, die Kosten für die Versicherung der Lieferung während des Transports, die Kosten für die Montage und Ausbildung des auftragsberechtigten Personals sowie etwaige Vom Auftragnehmer angewandte Rabatte und Rabatte berücksichtigen. 
16.3. Der Auftragnehmerberechnet den Angebotspreis auf der Grundlage des Anhangs Formularzy  C enound  der Nr.  2/1  bis 2/40  zu SWZ. Geben Sie den Angebotspreis  für jede Aufgabe separat an.
16.4. Der Auftragnehmer gibt den Nettopreis pro Einheit an. Der Auftragnehmer berechnet den Nettowert als Ertuchen des Nettopreises und der Stückmengen/ Verpackungen. Darüber hinaus geben Sie dem Auftragnehmer den Mehrwertsteuersatz und den Bruttowert für jedes in einer separaten Zeile angegebene Produkt an. Der Bruttowert der gesamten Aufgabe ist die Summe der Bruttowerte, die in der  Spalte "Bruttowert"  des Preisformulars angegeben sind.
16.5. Jeder Auftragnehmer kann nur einen Preis vorschlagen und ihn nicht ändern. Es gibt keine Preisverhandlungen. 
16.6. Der vom Auftragnehmer im Angebot angegebene Preis ist der endgültige Preis, ausgedrückt in Gold und unter Berücksichtigung der Anforderungen, der mit dem SWZ des fraglichen Verfahrens im Einklang steht und alle Kosten umfasst, die dem Auftraggeber im Zusammenhang mit der Ausführung des betreffenden Auftrags entstehen. 
16.7. Alle im Angebotsformular angegebenen Werte und der endgültige Angebotspreis müssen auf zwei Kommas genau angerechnet werden. 
Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, die Stückpreise nur zu Berechnungszwecken auf drei/vier Kommastellen anzugeben.  Dagegen ist der Endpreis des Angebots (Bruttopreis) auf zwei Kommastellen genau anzugeben.
16.8. Der Mehrwertsteuersatz ist gemäß dem Gesetz vom 11. März 2004 über die Waren- und Dienstleistungssteuer (ABl. 2020, Nr. 106 z zm.) festzulegen. 
16.9.Nach Artikel 225 Pzp, wenn ein Angebot abgegeben wurde, dessen Wahl zum Entstehen einer Steuerschuld beim Auftraggeber nach dem Gesetz vom 11.03führen würde.2004 über die Waren- und Dienstleistungssteuer (ABl. 2018, S. 2174, z. A.) für die Zwecke der Anwendung des Kriteriums des Preises oder der Kosten des Auftraggebers wird der Betrag der zu verbuchenden Waren- und Dienstleistungssteuer zu dem in diesem Angebot angegebenen Preis addieren. In diesem Fall ist der Auftragnehmer verpflichtet,

a) dem Öffentlichen Auftraggeber mitzuteilen, dass die Auswahl seines Angebots zu einersteuerpflichtigen Verpflichtung führenwird,
b)  den Namen (die Art) der Ware oder Dienstleistung anzugeben, deren Lieferung oder Erbringung zu einer steuerlichen Verpflichtung führen 
wird,
c) den Wert der steuerpflichtigen Ware oder Dienstleistung anzugeben,ohne denSteuerbetrag,
d)  den Steuersatz für Waren und Dienstleistungen anzugeben, der nach Kenntnis des Auftragnehmers anwendbar sein wird.
Der Auftragnehmer macht diesbezüglich in einem Angebotsformular nach dem Muster In anhang 1 der SWZ. Das Versäumnis, Informationen einzureichen, wird als keine steuerliche Verpflichtung des Auftraggebers angesehen.  
16.10.	Die Art und Weise der Zahlung und Abrechnung für die Ausführung dieses Auftrags ist in den Vertragsbestimmungen festgelegt, die Anhang 
Nr. 7  der  SWZ darstellen.  
16.11.	Wenn der vom Auftragnehmer angebotene Preis oder die oder ihre wesentlichen Bestandteile, die in Bezug auf den Auftragsgegenstand äußerst niedrig erscheinen oder zweifeln, dass der Auftraggeber den Auftragsgegenstand gemäß den Anforderungen der Auftragsunterlagen  oder aufgrund gesonderter Vorschriften ausführen kann, verlangt der Auftraggeber vom Auftragnehmer Erläuterungen, einschließlich der Vorlage von Nachweisen über die Berechnung des Preises oder der Kosten oder ihrer wesentlichen Bestandteile nach den in Artikel 224 Pzp genannten Bedingungen.


Kapitel XVII. Beschreibung der Kriterien, die der Auftraggeber bei der Auswahl des Angebots mit Angabe der Gewichtung dieser Kriterien und der Art und Weise der Bewertung der Angebote leiten wird

17.1.  Als günstigstes Angebot gilt das günstigste Angebot mit der günstigsten Punktebilanz in den Kriterien:
1) Bruttoangebotspreis "C", Gewicht - 60%;
2) Liefertermin "D", Gewicht– 40%.

17.2. Den vorstehenden Kriterien hat der Auftraggeber folgende Bedeutung beitut: 

KRITERIUM "CENA"  (C):

Nach Formel berechnetes Kriterium: Niedrigster Bruttopreis
                                                        ----------------------------------------------- x 100 x 60%
                                                            Bruttopreis des geprüften Angebots  

In diesem Kriteriumkanndas Angebothöchstens 60  Punkte erhalten. 


KRITERIUM "LIEFERDATUM"(D)*:

Erforderliche Lieferfrist für den Auftragsgegenstand ab dem Tag der Auftragserteilung durch den Auftraggeber:  
mindestens 1 Werktag, maximal 5 Arbeitstage.

Kriterium nach Bewertung:
1 Arbeitstag – 40 Punkte, 2 Arbeitstage – 30 Punkte, 3 Arbeitstage – 20 Punkte, 4 Arbeitstage – 10 Punkte, 5 Arbeitstage – 1 Punkt,
auf der Grundlage der vom Auftragnehmer in Tabelle Nummer 2 des Anhangs Nr. 1 der SWZ aufgeführten Informationen.

* Das Angebot wird gemäß Artikel 226 Absatz 1 Nummer 5 Pzp abgelehnt, wenn
  - einen leeren (ungefüllten) Platz zu lassen, - einen anderen Wert als 1, 2, 3, 4 oder 5 eingeben.

In diesem Kriteriumkanndas Angebotmaximal 40  Punkte erhalten. 

17.3.  Die Angebote der Auftragnehmer werden nach folgender Formel auf einer 100-Punkte-Skala bewertet:
S = C + D  woher:
S – Summe der erzielten Punkte
C – Anzahl der punkteten im Kriterium "Preis"
D – Anzahl der punkteten punkte im Kriterium "Liefertermin".
Das Angebot kann maximal 100 Punkte erhalten.
17.4. Die den Angeboten nach den einzelnen Kriterien zugeteilte Punktzahl wird auf zwei Kommastellen angerechnet.           Die höchste Anzahl von Punkten wird das günstigste Angebot sein.

17.5. Die Punktzahl wird für jede Aufgabe einzeln vergeben. 

Kapitel XVIII. Informationen über die Formalitäten, die nach der Auswahl des Angebots für den Abschluss eines öffentlichen Auftrags erledigt werden müssen

18.1. Der öffentliche Auftraggeber schließtvorbehaltlich des Artikels 183 pzp einen Vertrag über das öffentliche Auftragswesen innerhalb von mindestens 10 Tagen nach Übermittlung der Bekanntmachung über die Auswahl des günstigsten Angebots, wenn diese Bekanntmachung auf elektronischem Kommunikationsweg oder 15 Tage, sofern sie auf andere Weise übermittelt wurde, übermittelt wurde.
18.2. Der öffentliche Auftraggeber kann einen öffentlichen Auftrag vor Ablaufder in Absatz 18.1 genannten Frist abschließen, wenn nur ein Angebot abgegeben wurde. 
18.3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftrag unter den Bedingungen abzuschließen, die in den vertraglich vereinbarten Vertragsbestimmungen, die Anhang  Nr. 7 der SWZ bilden, festgelegt sind. Der Vertrag wird durch Aufzeichnungen aus dem eingereichten Angebot ergänzt.
18.4. Wird das Angebot der Auftragnehmer ausgewählt, die gemeinsam einen Auftrag beantragen  a, so kann der Auftraggeber vor Abschluss derRede eine Kopie des Vertrags über ihre Zusammenarbeit bei der Ausführung desAuftrags verlangen.  
18.5. Läuft die Frist für die Angebotsbindung vor der Auswahl des günstigsten Angebots ab, so fordert der Auftraggeber den Auftragnehmer, dessen Angebot die höchste Bewertung erhalten hat, auf, innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten Frist schriftlich der Auswahl seines Angebots zuzustimmen. Bei Nichteinwilligung ersucht der Auftraggeber den nachfolgenden Auftragnehmer, dessen Angebot am besten bewertet wurde, um Zustimmung, es sei denn, es gibt Gründe für die Nichtigerklärung des Verfahrens (Artikel252 Absätze 2 bis 3 Pzp).
18.6. Schreckt der Auftragnehmer, dessen Angebot als am günstigsten ausgewählt wurde, dem Abschluss des öffentlichen Auftrags aus, so kann der Auftraggeber die Angebote aus den im Verfahren der Auftragnehmer verbleibenden Angeboten erneut prüfen und bewerten und das günstigste Angebot auswählen oder das Verfahren annullieren (Artikel 263 Pzp).

Kapitel XIX. Anforderungen an die ordnungsgemäße Vertragserfüllung

Der Auftraggeber verlangt keine Garantie für die ordnungsgemäße Ausführung des Vertrags.

Kapitel XX. Entwürfe eines Vertrags über das öffentliche Auftragswesen, die in den Inhalt dieses Vertrags aufgenommen werden

20.1. Die entwürfeten Bestimmungen des Vertrags über das öffentliche Auftragswesen, die in denVertrag aufgenommen werden sollen, sind in Anhang 7 der  SWZ aufgeführt. 
20.2. Die vor abschluss des öffentlichen Auftrags entnenten Vertragsbestimmungen werden durch die erforderlichen Informationen insbesondere über den Auftragnehmer und den Wert des Vertrags ergänzt.
Kapitel XXI. IKonstruktion der  Füllung von
21.1. Der Auftragnehmer füllt jeDZ aus, um ein elektronisches Dokument zu erstellen. Sie kann den von der Europäischen Kommission unter ( https://ec.europa.eu/tools/espd ) zur Verfügung gestellten eESPD-Dienstoder  https://espd.uzp.gov.pl/  ub  anderer verfügbarer Instrumente oder Software nutzen, mit denen der EAD ausgefüllt und ein elektronisches Dokument erstellt werden kann, insbesondere in einem der folgenden Formate: .pdf, .doc, .docx oder in einem anderen Format, das in Anhang 2 der Verordnung des Ministerrats vom 12. April 2012 über den nationalen Interoperabilitätsrahmen, Mindestanforderungen für öffentliche Register und den Elektronischen Informationsaustausch und Mindestanforderungen für IT-Systeme (ABl. 2017, Nr. 2247) aufgeführt ist. 21.2. Nach Erstellung oder Generierung eines elektronischen DOKUMENTs durch den Auftragnehmer Der Auftragnehmer unterzeichnet das dokument mit 
qualifizierter elektronischer Signatur,die von einem Anbieter eines qualifizierten Vertrauensdienstes ausgestellt wurde, der ein Zertifizierungsdienstleister ist , eine elektronische Signatur, die die Sicherheitsanforderungen des Gesetzes vom 5. September 2016 erfüllt, über Vertrauensdienste und elektronische Identifizierung (ABl. 2016, Dok. 1579). 21.3. Das unterzeichnete elektronische Dokument JEDZ ist zusammen mit dem Angebot gemäß Kapitel XIV SWZ zu unterbringen. 21.4. Die Verpflichtung, JEDZ in elektronischer Form mit qualifizierter elektronischer Signatur in der oben genannten Weise einzureichen, gilt auch für den JEDZ, der auf Vorladung des Auftraggebers eingereicht wird.
HINWEIS 1: 
Um JEDZ in elektronischer Form auszufüllen, führen Sie folgende Schritte aus: Laden Sie die JEDZ-Datei im format .xml in Anhang 3  des SWZ herunter; gehen Sie zur Seite  https://ec.europa.eu/tools/espd ; wählen Sie Polnisch aus; geben Sie an, dass die Stelle, die das Tool verwendet, der Auftragnehmer ist; wählen Sie die EsPD-Einschaltaktion aus; laden Sie die heruntergeladene Datei, wählen Sie den Auftragnehmerstaat aus und gehen Sie weiter, um jeDZ auszufüllen.
HINWEIS 2: 
Der Auftragnehmer in Teil IV DES JEDZ kann sich darauf beschränken, Abschnitt α (alpha) auszufüllen und muss keinen der anderen Abschnitte in Teil IV ausfüllen.
21.5. Vollständige Anleitung: 
1) , ist auf der Seite https://www.uzp.gov.pl/__data/assets/pdf_file/0015/32415/Instrukcja-wypelniania-JEDZ-ESPD.pdf  verfügbar,
2) elektronisches JEDZ-Dokument, ist auf der https://www.uzp.gov.pl/__data/assets/pdf_file/0025/36196/Instrukcja-skladania-JEDZ-elektronicznie.pdf  und auf der Https://www.uzp.gov.pl/__data/assets/pdf_file/0024/36195/Elektroniczny-JEDZ-krotka-instrukcja.pdf  
21.6. Ein Auftragnehmer, der allein am Verfahren teilnimmt und sich nicht auf die Fähigkeiten anderer Akteure nach den im Pzp-Gesetz festgelegten Grundsätzen verlässt, legt den EAD nur in seinem Umfang vor. 
21.7. Ein Auftragnehmer, der allein an dem Verfahren beteiligt ist, sich jedoch auf die Fähigkeiten oder Situationen einer oder mehrerer anderer Einrichtungen nach den im Pzp-Gesetz festgelegten Grundsätzen verlässt, muss seinen eigenen JEDZ mit den in Teil II Abschnitt C JEDZ genannten Informationen zusammen mit einem gesonderten JEDZ vorlegen, der sich auf jede der Einrichtungen bezieht, auf deren Kapazität sich der Auftragnehmer verlässt, und soweit dieser seine Kapazitäten dem Auftragnehmer zur Verfügung stellt. 
21.8. Legen die Auftragnehmer ein gemeinsames Angebotim Sinne des Pzp-Gesetzes vor, so ist für jeden beteiligten Auftragnehmer ein gesonderter JEDZ vorzulegen, der die in den Teilen II bis IV geforderten Angaben enthält.  
21.9.  Wird im Angebot und im EAD Subunternehmer genannt, die mit ihren Fähigkeiten oder ihrer Situation den Auftragnehmer nicht unterstützen, umdie Erfüllung der Bedingungen nachzuweisen, so verlangt der Auftraggebernicht,  dass für diese Subunternehmer ein separater JEDZ eingereicht wird (der Auftragnehmer füllt nur den EAD in Teil II Abschnitt D aus).
*HINWEIS: Unter "nicht unterstützender Auftragnehmer" ist ein Subunternehmer zu verstehen, der dem Auftragnehmer seine Ressourcen nicht zur Verfügung stellt, um die Erfüllung der Bedingung für die Teilnahme am Verfahren zu bestätigen. 
21.10. Auftragnehmer in Teil II ESSEN: 
1) Abschnitt A: erfüllt das Feld "reservierter Auftrag" nicht (im vorliegenden Verfahren behält er sich die in Pzp genannte Bedingung nicht vor);
2) In Abschnitt A ist unter der Angabe "Wenn die Mehrwertsteuernummer nicht gilt, geben Sie bitte eine andere nationale Identifikationsnummer an, falls erforderlich und anwendbar", REGON bzw. Steueridentifikationsnummer anzugeben. Für natürliche Personen, die keine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben und für Steuerzwecke die Pesel-Registrierungsnummer verwenden, ist diese Nummer anzugeben. 
3) Abschnitt B (Informationen über die Vertreter des Auftragnehmers): Der Auftragnehmer gibt nicht das Geburtsdatum und den Geburtsort der Person an, die befugt ist, den Auftragnehmer zu vertreten. 
21.11. Der Auftragnehmer in Teil III JEDZ füllt die Abschnitte A, B, C und D Abschnitt  
21.12 aus. Der Auftragnehmer in Teil IV DES JEDZ kann sich darauf beschränken, abschnitt  auszufüllen, und muss keinen der anderen Abschnitte in Teil IV ausfüllen. 
21.13.  Auftragnehmer V JEDZ füllt nicht aus.  
21.14 Uhr. Der Auftragnehmer in Teil I JEDZ, Abschnitt A, an der Stelle, die beschrieben wird: "Gegebenenfalls anzugeben, für welchen Teil des Auftrags der Auftragnehmer ein Angebot abgeben will" – gibt den Teil (oder Teil) des Auftrags an, für den er ein Angebot abgeben will.

Kapitel XXII. Unterrichtung über rechtsschutzrechtliche Maßnahmen des Auftragnehmers

22.1. Die Einzelheiten der Rechtsbehelfe wurdenin Kapitel IX  Pzp veröffentlicht.
22.2. Die im Rahmen des Vergabeverfahrens, des dynamischen Beschaffungssystems, des Qualifikationssystems für Auftragnehmer oder des Auswahlverfahrens, einschließlich der vorgeschlagenen Vertragsbestimmung, rechtswidrige Vorgangshandlung des Auftraggebers, wird rechtsmitteln. 2. die Unterlassung von Tätigkeiten im Vergabeverfahren, den Abschluss eines Rahmenvertrags, ein dynamisches Beschaffungssystem, ein System zur Qualifikation von Auftragnehmern oder einen Wettbewerb, zu dem der Auftraggeber gesetzlich verpflichtet war; 3) die Durchführung eines Vergabeverfahrens oder die Organisation eines Auswahlverfahrens nach dem Gesetz einzustellen, obwohl der Auftraggeber dazu verpflichtet

war.
22.3. Der Rechtsmittelführer übermittelt dem Auftraggeber das Rechtsmittel in elektronischer Form oder in elektronischer Form oder eine Kopie dieses Rechtsmittels, wenn es schriftlich eingelegt wurde, vor Ablauf der Frist für die Einspruchseinspruchsfrist, damit er seinen Inhalt vor Ablauf dieser Frist einsehen kann.
22.4.  Der Präsident der Kammer wird abberufen.
22.5.  Die Beschwerdeschriften sind entweder in elektronischer oder elektronischer Form schriftlich zu erteilen, da die Beschwerde und die Einleitung des Rechtsmittelverfahrens in elektronischer Form eine vertrauenswürdige Unterschrift erfordern. Schriftliche Schreiben werden über den Postbetreiber im Sinne des Gesetzes vom 23. November 2012 – Postrecht, persönlich, über den Boten, und elektronische Schreiben werden mit elektronischen Kommunikationsmitteln eingereicht. 
22.6.  Rechtsmittel eingelegt:
1. bei Aufträgen, deren Wert den Schwellenwerten der Union entspricht oder diese überschreitet, innerhalb von: a) 10 Tagen nach übermittlung der Informationen über die zugrunde liegenden Vorgänge des Öffentlichen Auftraggebers, wenn die Informationen auf elektronischem Kommunikationsmittel übermittelt wurden, b) 15 Tage nach übermittlung der Informationen über die zugrunde liegenden Vorgänge des Auftraggebers, wenn die Informationen in einer anderen als den unter Buchstabe a genannten Weise übermittelt wurden; 2. bei Aufträgen, deren Wert unter den Unionsschwellen liegt, innerhalb von: a) 5 Tagen nach übermittlung der Informationen über die zugrunde liegenden Vorgänge des Auftraggebers, wenn die Informationen auf elektronischem Kommunikationsmittel übermittelt wurden, b) 10 Tage nach übermittlung der Informationen über die tätigkeit des Auftraggebers, die ihm zugrunde liegt, wenn die Informationen in einer anderen als den unter Buchstabe a genannten Weise übermittelt wurden.









22.7. Bei Aufträgen, deren Wert die EU-Schwellenwerte beträgt oder überschreitet, wird innerhalb von 1) 10 Tagen nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder bei Der Veröffentlichung der Auftragsunterlagen auf der Website ein Rechtsmittel gegen den Inhalt der Bekanntmachung eingelegt, die ein Vergabeverfahren oder ein Auswahlverfahren einleitet, und dies gilt für Aufträge, deren Wert den EU-Schwellenwerten entspricht oder darüber liegt.   2) 5 Tage nach dem Tag, an dem die Bekanntmachung im Bulletin des öffentlichen Auftragswesens oder die Auftragsunterlagen auf der Website veröffentlicht werden, bei Aufträgen, deren Wert unter den EU-Schwellenwerten



liegt.
22.8. Für die Beschwerdeverfahren zuständige Stelle: Präsident der Nationalen Beschwerdekammer , Ul. Fortschritt 17a, 02-676 Warschau, Polska,  E-Mail:  odwolania@uzp.gov.pl,Tel. +48 22 4587801. URL:  http://www.uzp.gov.pl,Fax +48 224587800.
22.9. Quelle, wo Informationen über die Einreichung von Beschwerden eingeholt werden können: Präsident der Nationalen Beschwerdekammer, Ul. Fortschritt 17a, 02-676 Warschau, Polska,  E-Mail  odwolania@uzp.gov.pl,Tel. +48 22 4587801. Fax +48 22 4587800, URL:  http://www.uzp.gov.pl.

Kapitel XXII.  Änderung des Vertrags und Bedingungen dieser Änderung

Der öffentliche Auftraggeber sieht über die in Artikel 455 Pzp genannten Umstände hinaus die Möglichkeit vor, die Vertragsbestimmungen hinsichtlich des Inhalts des Angebots, auf dessen Grundlage der Auftragnehmer ausgewählt wurde, zu ändern. Die Änderungen des Vertrags sind in § 8  der vertraglich entwürfeten Bestimmungen beschrieben, die Anhang Nr. 7 der SWZ bilden.

Kapitel XXIV. Informationsklausel zur DSGVO
A. Gemäß Artikel 13 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU L 119 vom 04.05.2016, S. 1), im Folgenden": 
1) Der Verwalter Ihrer personenbezogenen Daten ist das Selbstständige Öffentliche Gesundheitsteam mit Sitz in ul. 24, 5. April, 47-200 Kędzierzyn-Koźle, E-Mail-Adresse: spzoz@e-szpital.eu, Tel. 77/40-62-500;
2) Kontaktaufnahme mit dem Datenschutzbeauftragten des SPZOZ Kędzierzyn-Koźle: 47-200 Kędzierzyn-Koźle, Ul. 24. April 5, E-Mail-Adresse: iod@e-szpital.eu, Tel. 77/40-62-559; 
3) Ihre personenbezogenen Daten werden gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe .c DSGVO für das Vergabeverfahren im Rahmen einer unbeschränkten Ausschreibung verarbeitet.
4) Empfänger Ihrer personenbezogenen Daten sind Personen oder Organisationen, die gemäß Artikel 18 und Artikel 74 Absatz 1 Pzp Verfahrensunterlagen zur Verfügung gestellt werden, und die Empfänger der in den Verfahrensunterlagen enthaltenen Daten können Einrichtungen sein, mit denen der für die Verarbeitung Verantwortliche eine Vereinbarung oder Vereinbarung über die Nutzung der von ihnen zur Verfügung gestellten IT-Systeme getroffen hat, wobei der Umfang der datenbezogenen Daten, die diesen Empfängern zur Verfügung gestellt werden, auf die Möglichkeit beschränkt ist, diese Daten im Zusammenhang mit der Erbringung technischer Unterstützungsdienste und der Fehlerbehebung einzusehen. Für diese Empfänger gilt eine Vertraulichkeitsklausel, die unter solchen Umständen für alle Daten, einschließlich personenbezogener Daten, erhoben wird.
5) Ihre personenbezogenen Daten werden gemäß Artikel 78 Absatz 1 Pzp vier Jahre nach Abschluss des Vergabeverfahrens gespeichert, und wenn die Vertragslaufzeit vier Jahre überschreitet, erstreckt sich die Aufbewahrungsdauer auf die gesamte Vertragslaufzeit.
6) Die Verpflichtung, Dass Sie personenbezogene Daten direkt über Sie angeben, ist gesetzlich vorgeschrieben, die in den Bestimmungen des Pzp-Gesetzes im Zusammenhang mit der Teilnahme an einem Vergabeverfahren festgelegt ist. die Folgen der Nichtangabe bestimmter Daten ergeben sich aus Pzp;  
7) in Bezug auf Ihre personenbezogenen Daten werden Entscheidungen nicht automatisiert getroffen, wobei Artikel 22 DSGVO angewandt wird;
8) Sie haben:
· gemäß Artikel 15 DSGVO das Recht auf Zugang zu Ihren personenbezogenen Daten;
· erfordert die Erfüllung der in Artikel 15 Absätze 1 bis 3 DSGVO genannten Pflichten unverhältnismäßig große Anstrengungen, so kann der öffentliche Auftraggeber von der betroffenen Person verlangen, zusätzliche Angaben zur Präzisierung des Antrags anzugeben, insbesondere die Angabe des Namens oder des Datums des Vergabeverfahrens;
· gemäß Artikel 16 DSGVO das Recht, Ihre personenbezogenen Daten zu berichtigen (wobei die Ausübung des Berichtigungsrechts nicht zu einer Änderung des Ergebnisses des Vergabeverfahrens oder zu einer Änderung der Vertragsbestimmungen in einem mit dem Pzp unvereinbaren Bereich führen darf und die Integrität des Protokolls und seiner Anhänge nicht beeinträchtigen darf);
· nach Artikel 18 DSGVO das Recht, vom für die Verarbeitung Verantwortlichen die Beschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten vorbehaltlich der in Artikel 18 Absatz 2 DSGVO genannten Fälle zu verlangen (wobei das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nicht für die Speicherung gilt, um die Inanspruchnahme von Rechtsschutzmaßnahmen zu gewährleisten oder um die Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen Person zu schützen). , oder aus Gründen des öffentlichen Interesses der Europäischen Union oder eines Mitgliedstaats);
· die Beantragung gemäß Artikel 18 Absatz 1 DSGVO die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht einschränkt, bis das Vergabeverfahren abgeschlossen ist;
· das Recht, beim Präsidenten des Amtes für den Schutz personenbezogener Daten Beschwerde einzulegen, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten gegen die DSGVO verstößt.
B. Informationen über Beschränkungen der Umsetzung der Rechte gemäß den Artikeln 15, 16 und 18 der Verordnung 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung)Der Auftraggeber teilt mit, dass in Bezug auf:1) Artikel 75 des Gesetzes vom 11. September 2019. Das Vergaberecht hat nicht:
· gemäß Artikel 17 Absatz 3 Buchstaben .b, d oder e DSGVO das Recht auf Löschung personenbezogener Daten;
· das Recht auf Übermittlung personenbezogener Daten gemäß Artikel 20 DSGVO;
· nach Artikel 21 DSGVO das Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten, da die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe .c DSGVO ist. 
Gleichzeitig erinnert der Öffentliche Auftraggeber an die Informationspflicht des Auftragnehmers nach Art. 14 DSGVO gegenüber natürlichen Personen, deren Daten dem Auftraggeber im Zusammenhang mit dem laufenden Verfahren übermittelt werden und die der Auftraggeber indirekt vom an dem Verfahren beteiligten Auftragnehmer einbekommen wird, es sei denn, es gilt mindestens eine der in Artikel 14 Absatz 5 DSGVO genannten Ausnahmen.
Die Ausübung der Berichtigungs- oder Ergänzungsbefugnisse nach Artikel 16 DSGVO durch die betroffene Person darf weder zu einer Änderung des Ergebnisses des Vergabeverfahrens noch zu einer Änderung der Bestimmungen des öffentlichen Auftrags in einem mit Pzp unvereinbaren Umfang führen.
Im Vergabeverfahren schränkt die Anmeldung eines Antrags auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 Absatz 1 DSGVO die Verarbeitung personenbezogener Daten erst ein, wenn dieses Verfahren abgeschlossen ist. 
Wird eine Person, deren personenbezogene Daten vom Auftraggeber verarbeitet werden, von der in Artikel 15 Absätze 1 bis 3 der Verordnung 2016/679 genannten Befugnis gebrauchen, so kann der öffentliche Auftraggeber von der Person, die zusätzliche Informationen verlangt, verlangen, dass sie den Namen oder das Datum des abgeschlossenen Vergabeverfahrens angibt.
Kapitel XXV.  Elektronische Rechnungsplattform (PEF)

Adresse PEF: https://brokerpefexpert.efaktura.gov.pl, 
Adresse des PEF Auftraggebers: NIP 7491790304,
Adresse mit Informationen zu PEF:  https://efaktura.gov.pl/faq/platforma-pef/

Kapitel XXVI. Anforderungen an die Beschäftigung auf der Grundlage des Arbeitsverhältnisses unter den in Artikel 95 pzp und Artikel 96 Absatz 2 Nummer 2 Pzp genannten Umständen

Einstellungspflicht für Arbeitnehmer mit Arbeitsvertrag: Gegenstand des Auftrags sind Lieferungen, so dass die Anforderung nicht gilt.


Kapitel XXVII.  Anhänge zu SWZ

Die Anhänge des SWZ sind: 
1.  Anhang Nr. 1 — Angebotsformular,
2. Anhänge 2/1 - 2/40  – Preisformulare,
3. Anhang Nr. 3 – JEDZ,4.    Anhang Nr.  4  – IInformationen über die Kapitalgruppe,
5. Anhang 5   - Verpflichtung anderer Stellen  (falls zutreffend),
6. Anhang Nr.  6  -  Überdie Bereitstellung der in der Erklärungenthaltenen Informationen durch den Auftragnehmer,
7. Anhang Nr.  7  – Entwurf der Vertragsbestimmungen.




































Anhang Nr. 1  zu SWZ






Standalone Public Health Care Team
in Kędzierzynie – Koźlu
ul. 24 April 5
47-200 Kędzierzyn-Koźle

	"ANGEBOTSFORMULAR"
auf: "Lieferung  von Einweg-Medizingeräten  für SP ZOZ in Kędzierzyn-Koźlu –  
40  Teilaufgaben"
Verfahren Nr.: AZ-P.2021....

	Angebot von Auftragnehmern, die gemeinsam die Vergabe von JA/NEIN beantragen
	

	Name des Bevollmächtigten (  bist. Auftragnehmer, die ein gemeinsames Angebot unterreichen)

Name des Auftragnehmers/Auftragnehmers  bei einem gemeinsamen Angebot:

	

	Adresse:
	

	Nip:
	
	REGON:
	Runde:

	E-Mail:
	
	nr tel.:



	Kontaktperson: ............ 
E-Mail: ......... Tel. ... .......................

	Ich erkläre, dass ich als Mikro/ Klein / Mittel / Groß * Unternehmen /
eine natürliche Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt*
* Informationen für statistische Zwecke, nicht zu streichen. Gemäß der Empfehlung der Europäischen Kommission vom 6. Mai 2003 zur Definition von Kleinstunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36):: Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten und einem Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. EUR oder einer Jahresbilanzsumme von nicht mehr als 43 Mio. EUR





In Bezug auf die Bekanntmachung des Auftrags möchte ich mich an einem öffentlichen Vergabeverfahren beteiligen, das im Basisverfahren ohne Verhandlungen durchgeführt wird und vom Auftraggeber unter den in der SWZ festgelegten Bedingungen organisiert wird.


2. ANGEBOTWERT FÜR DIE GESAMTBESTELLUNG
 (Der Auftragnehmer füllt  und  druckt nur die Zeilen / Aufgaben aus, für die er ein Angebot abgibt)
	Bestellung / Aufgabe  *
	Bruttowert *
	Angebotsdatum für die Lieferung des Auftragsgegenstands ab dem Datum der Bestellung durch den Auftraggeber

(1, 2, 3, 4 oder 5 Arbeitstage - ing Beschreibung des Kriteriums nach Nummer XVII SWZ)


	Nr. 1 – Lieferung von medizinischen Grundgeräten für den einmaligen Gebrauch     
	.. .
	...
	Arbeitstage

	Nr. 2 – Lieferung von Umschlags-, Wasserhahn- und Filtergeräten           
	.. .
	...
	

	Nr. 3 – Lieferung von Tests an  Helicobacter pylori
	.. .
	...
	

	Nr. 4 – Lieferung von chirurgischen Handschuhen                
	.. .
	...
	

	Nr. 5 – Lieferung von Diagnosehandschuhen           
	.. .
	...
	

	Nr. 6 – Lieferung von Handschuhen, die an der Manschette gezogen und   
	.. .
	...
	

	Nr. 7 – Lieferung von orthopädischen Bausätzen und Ausrüstungen    
	.. .
	...
	

	Nr. 8 – Lieferung von Spitzen für harmonische Messer               
	.. .
	...
	

	Nr. 9 – Lieferung von Geräten für die Urostomie             
	.. .
	...
	

	Nr. 10 – Lieferung von urologischer Ausrüstung              
	.. .
	...
	

	Nr. 11 – Lieferung von Trommelhöhlenabflussröhren           
	.. .
	...
	

	Nr. 12 – Lieferung von Elektroden an das EKG für Neugeborene     
	.. .
	...
	

	Nr. 13 – Lieferung von Spritzen und Nadeln        
	.. .
	...
	

	Nr. 14 – Lieferung von Spritzen und Nadeln        
	.. .
	...
	

	Nr. 15 – Lieferung von Neugeborenen-Atmungssystemen                
	.. .
	...
	

	Nr. 16 – Lieferung von Säugetierzubehör      
	.. .
	...
	

	Nr. 17 – Lieferung von Mono- und bipolaren Elektroden              

	.. .
	...
	

	Nr. 18 – Lieferung von Einwegausrüstung               
	.. .
	...
	

	Nr. 19 – Lieferung von Einwegausrüstung       
	.. .
	...
	

	Nr. 20 – Lieferung von außersystemischen Kreislaufkreisläufen
	.. .
	...
	

	Nr. 21 – Lieferung von Zeitkathetern für die Dialyse
	.. .
	...
	

	Nr. 22 – Lieferung von Absaug- und Entwässerungsgeräten       
	.. .
	...
	

	Nr. 23 – Lieferung von Einweg-Anästhesiegeräten         
	.. .
	...
	

	Nr. 24 – Lieferung von Einweg-Anästhesiegeräten und Abflussgeräten
	.. .
	...
	

	Nr. 25 – Lieferung von Einweg-Fütterungsgeräten            
	.. .
	...
	

	Nr. 26 – Lieferung von diagnostischen Geräten
	.. .
	...
	

	Nr. 27 – Lieferung von einwegigen laparoskopischen Werkzeugen        
	.. .
	...
	

	Nr. 28 – Lieferung von Einweg-Verbrauchsmaterialien für die Diathermie von KLS Martin
	.. .
	...
	

	Nr. 29 – Lieferung von Kleingeräten
	.. .
	...
	

	Nr. 30 – Lieferung von Klingen     
	.. .
	...
	

	Nr. 31 – Lieferung von Masken und Mützen       
	.. .
	...
	

	Nr. 32 – Lieferung sicherer Klingen und Stäfte       
	.. .
	...
	

	Nr. 33 – Lieferung kleiner medizinischer Geräte    
	.. .
	...
	

	Nr. 34 – Lieferung von nichtsterilen Geräten      
	.. .
	...
	

	Nr. 35 – Lieferung von Schalen, Schwimmbädern und Enten an den Greenpol Quattro Mazerator

	.. .
	...
	

	Nr. 36 – Lieferung einer Decke zur Heizung des Patienten    
	.. .
	...
	

	Nr. 37 – Lieferung von Heizbetten        
	.. .
	...
	

	Nr. 38 – Lieferung von FFP2- und FFP3-Masken     
	.. .
	...
	

	Nr. 39 – Lieferung von Patientenhygienemitteln
	.. .
	...
	

	Nr. 40 – Lieferung von Registrierungspapieren, Elektroden, Gelen,
	.. .
	...
	


*auf der Grundlage von Preisformularen - Ant Nr. 2/1-2/40  zu SWZ

Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, die Stückpreise in den Preisformularen  nur zu Berechnungszwecken auf drei/vier Kommastellen anzugeben. Cena  des Angebots (Bruttowert) ist mit einer Genauigkeit von zwei Kommastellen anzugeben.


3. FRISTEN
1) Zahlungsfrist ab dem Datum der ordnungsgemäß ausgestellten Rechnung: 60 Tage.
2. Die Frist für die Lieferung des Vertragsgegenstands an den Auftraggeber erfolgt sukzessive nach Bedarf des Auftraggebers innerhalb der in Tabelle 2 angegebenen Frist. Fällt die Frist auf einen Feiertag oder samstags, so erfolgt die Lieferung am ersten Arbeitstag nach Ablauf der Frist.  Für Arbeitstage gelten Tage von Montag bis Freitag, mit Ausnahme der Feiertage (Artikel 5 Absatz 5 Pzp).
3) Garantie/ Haltbarkeit des Auftragsgegenstands nicht kürzer als die Garantie des Herstellers.
4. Der Auftragnehmer prüft die Beschwerden des Auftraggebers und belässt die festgestellten Mängel oder Unregelmäßigkeiten (er wird das fehlerhafte Sortiment auflisten)
unverzüglich - spätestens jedoch innerhalb von 4 Werktagen nach dem Datum der Anmeldung.


4. ERKLÄRUNGEN ZU DEN BESTIMMUNGENDER
1) Der Auftrag wird innerhalb der in der SWZ festgelegten Fristen ausgeführt.
2) Alle Kosten für die Ausführung des Auftrags sind im Angebotspreis enthalten (§ 4 Abs. 2  der Vertragsbestimmungen).  
3) Alle in den in diesem Angebot enthaltenen Erklärungen und Unterlagen enthaltenen Informationen sind aktuell und wahrheitsgemäß und wurden in vollem Bewusstsein der Folgen der Irreführung des Auftraggebers bei der Übermittlung der Informationen vorgelegt.
4) Mitden in der SWZ enthaltenen  wesentlichen Vertragsbestimmungen wurdeichakzeptiert, und ich verpflichte mich, wenn ich mein Angebot auswähle, den Vertrag zu den angegebenen Bedingungen, an dem vom Auftraggeber festgelegten Ort und zu der vom Auftraggeber festgelegten Fristabzuschließen.
5) Ich bin an dieses Angebot gebunden,dasin SWZ  (Kapitel XIII Nummer 13.1) vorgesehen ist.
6) Unter Androhung einer strafrechtlichen Haftung erkläre ich, dass die dem Angebot beigefügten Unterlagen den Sach- und Rechtszustand beschreiben, der zum Eröffnungstag der Angebote aktuell ist (Artikel 297 k.k.).
7) Wir haben keine Aktivitäten im Zusammenhang mit der Vorbereitung dieses Vergabeverfahrens durchgeführt, und wir haben die an diesen Vorgängen Beteiligten nicht für die Erstellung des Angebots verwendet;
8) Wir haben die Änderungen und zusätzlichen Feststellungen berücksichtigt, die sich aus dem Ausschreibungsverfahren ergeben, das integraler Bestandteil der SWZ ist und in allen auf der Einkaufsplattform enthaltenen Schreiben des Auftraggebers aufgeführt ist;
9) Ich weise darauf hin, dass die Bescheinigungen von KRS/CEIDG* in elektronischer Form unter der Internetadresse der öffentlich zugänglichen und kostenlosen Datenbanken
 https://prod.ceidg.gov.pl/ https://ems.ms.gov.pl/verfügbarsind.
10) Wir erklären, dass die Auswahl unserer  Angebote:
|_|führt nicht zu  einer Steuerschuld beim Auftraggeber,
|_|wir geben den Namen (die Art) der Ware oder Dienstleistung, deren Lieferung oder Leistung wird zu einer steuerlichen Verpflichtung führen,
|_| geben sieden Wertder Ware  oder Dienstleistung,  die von der steuerlichen Verpflichtung des Auftraggebers abgedeckt, ohne den Betrag der Steuer,

	Lp.
	Bezeichnung (Art) der Ware oder Dienstleistung
	Wert ohne Steuerbetrag

	
	
	


|_| wir geben den Steuersatz für Waren und Dienstleistungen an, der nach Kenntnis des Auftragnehmersgilt: ....%.
Das Fehlen eines Eintrags /Streichung der obigen Verfolgung wird verstanden, dass dasAngebot nicht zu einer steuerlichen Verpflichtung führt.
11) wir erklären, dass das Angebot keine Informationen enthält/ enthält,  die das Geschäftsgeheimnis im Sinne der Vorschriften zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs darstellen. Diese Informationen sind in folgenden Dokumenten enthalten: ....."."
(* nicht erforderlich zu streichen)
(Im Falle eines Einwands im Informationsgebündes sind die proprietären Informationen, die das Geschäftsgeheimnis darstellen, auszutauschen und gemäß den Bestimmungen dieser SWZ zu schützen und  nachzuweisen, dass die proprietären Informationen ein Geschäftsgeheimnis darstellen) . Wenn die Antwort nicht markiertwird, wird Zawiuje das Unternehmen in dem komplexen Angebot als mangelndes Geschäftsgeheimnis behandeln. 


5. SUBUNTERNEHMER
Wir erklären, dass wir beabsichtigen/nicht  beabsichtigen, eine Untervergabe in dem Bereich zu beauftragen (gegebenenfalls den Anwendungsbereich beschreiben): - Name (Firma) des Subunternehmers: ....1999 

- Teil/Umfang des Auftrags: ..... 
(Bei Nichterfüllung ist der Auftraggeber der Auffassung, dass der Auftragnehmer den gesamten öffentlichen Auftrag persönlich ausführen wird.)
(* nicht zu streichen)

6. ERKLÄRUNG DES AUFTRAGNEHMERS ZUR ERFÜLLUNG DER INFORMATIONSPFLICHTEN NACH ARTIKEL 13 ODER ARTIKEL 14 DSGVO

(Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU L 119 vom 04.05.2016, S. 1):

Ich erkläre, dass ich die Informationspflichten nach Artikel 13 oder Artikel 14 DSGVO gegenüber natürlichen Personen erfüllt habe, von denen ich direkt oder indirekt personenbezogene Daten für die Ausschreibung eines öffentlichen Auftrags in diesem Verfahren erhalten habe.

Anmerkung: Überträgt der Auftragnehmer keine anderen personenbezogenen Daten als seine unmittelbaren Angaben oder wird die Anwendung der Informationspflicht gemäß Artikel 13 Absatz 4 oder Artikel 14 Absatz 5 DSGVO ausgeschlossen, so macht der Auftragnehmer diese Erklärung nicht durch Streichung. 







....................(Ort),  am...............r.   ............ ........
                                                                                                                                                                                                              elektronische Unterschrift einer qualifizierten Person/-Person, die befugt ist, den Vollstrecker/Bevollmächtigten zu vertreten
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Das eigenständige öffentliche Gesundheitsteam in Kejan-Koźl
 ul. 24 April 5, 47-200 Kędzierzyn-Koźle
Anhang Nr. 3  zu SWZ


STANDARDFORMULAR FÜR DAS EINHEITLICHE EUROPÄISCHE AUFTRAGSDOKUMENT

Teil I: Informationen über das Vergabeverfahren und die Vergabestelle oder den
 Auftraggeber
Bei Vergabeverfahren, bei denen eine Ausschreibung im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde, werden die in Teil I geforderten Informationen automatisch ausgesucht, sofern zur Erstellung und Ausfüllung eines einheitlichen europäischen Auftragsdokuments ein elektronischer Dienst für das einheitliche europäische Auftragsdokument verwendet wird. [footnoteRef:1]Veröffentlichungsadresse der entsprechenden Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union: ABl. EU S Nummer [], Datum [], Seite [], Ankündigungsnummer im ABl. S:  [footnoteRef:2]2021/S  118-309738 Falls die Ausschreibung im
 ABl. Der öffentliche Auftraggeber oder der öffentliche Auftraggeber muss Informationen ausfüllen, die eine eindeutige Identifizierung des Vergabeverfahrens ermöglichen:Ist die
Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union nicht erforderlich, so geben Sie bitte weitere Informationen an, die eine eindeutige Identifizierung des Vergabeverfahrens ermöglichen (z. B. Veröffentlichungsadresse auf nationaler Ebene): ... [1: 	Die Kommissionsdienststellen stellen den öffentlichen Auftraggebern, Auftraggebern, Auftragnehmern, Anbietern elektronischer Dienste und anderen interessierten Parteien einen kostenlosen elektronischen Dienst für das einheitliche europäische Auftragsdokument zur Verfügung.]  [2: 	Für den Fall öffentlichen Auftraggebern: erste Informationsankündigung als Aufforderung zur Ausschreibung verwendet werden oder Auftragsanzeige.
Für den Fall Auftraggeber: regelmäßige Bekanntmachung als Aufforderung zur Ausschreibung verwendet werden, Auftragsanzeige oder Ankündigung der Existenz eines Qualifikationssystems.] 


INFORMATIONEN ZUM VERGABEVERFAHREN
Die in Teil I geforderten Informationen werden automatisch gesucht, sofern der oben genannte elektronische Dienst für das einheitliche europäische Auftragsdokument zur Erstellung und zum Ausfüllen dieses Dokuments verwendet wird. Andernfalls müssen diese Informationen vom Auftragnehmer ausgefüllt werden.
	Identität des Auftraggebers[footnoteRef:3] [3: 	Diese Informationen sind aus Abschnitt I Abschnitt I.1 der entsprechenden Bekanntmachung zu kopieren.. Bitte geben Sie im Falle eines gemeinsamen Auftrags die Namen aller teilnehmenden Auftraggeber an.] 

	Antwort:

	Name: 
	Das eigenständige öffentliche Gesundheitsteam in Kejan-Koźl

	Welche Bestellung betrifft dieses Dokument?
	Antwort:

	Titel oder kurz beschreibung des auftragserteilten Auftrags:[footnoteRef:4] [4: 	Siehe Abschnitte II.1.1 und II.1.3 der entsprechenden Bekanntmachung.] 

	Lieferung von Einweg-Medizingeräten  für  SP ZOZ in Kędzierzyn-Koźlu – 40 Teilaufgaben

	Referenznummer des öffentlichen Auftraggebers oder Auftraggebers:
[footnoteRef:5] [5: 	Siehe Abschnitt II.1.1 der entsprechenden Bekanntmachung.] 

	Sygn. VERFAHREN AZ-P.2021.19



Alle sonstigen Informationen in allen Abschnitten des einheitlichen europäischen Auftragsdokuments sind vom Auftragnehmer auszufüllen.
Teil II: Informationen über den AuftragnehmerA: Informationen über den Auftragnehmer
	Identifizierung:
	Antwort:

	Name:
	[   ]

	MwSt.-Nummer, falls zutreffend:Falls die Mehrwertsteuernummer nicht gilt, geben Sie gegebenenfalls eine andere nationale Identifikationsnummer an.
	[   ]
[   ]

	Postanschrift: 
	[......]

	Kontaktperson oder Personen:[footnoteRef:6] [6: 	Bitte wiederholen Sie die Informationen über die Kontaktpersonen so oft wie nötig.] 

Telefon:
Adress-E-Mail:
Internetadresse (fallszutreffend):
	[......]
[......]
[......]
[......]

	Allgemeine Informationen:
	Antwort:

	Handelt es sich bei dem Auftragnehmer um ein Kleinstunternehmen oder um ein kleines oder mittleres Unternehmen?[footnoteRef:7] [7: 	- Ja. - Ja. Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 zur Definition von Kleinstunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). Diese Informationen sind nur für statistische Zwecke erforderlich. 
Mikroprzedsi-biorstwo: Unternehmen, das beschäftigt weniger als 10 Mitarbeiter und deren Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme 2 Mio. EUR nicht überschreiten.
Kleines Unternehmen: Unternehmen, das beschäftigt weniger als 50 Mitarbeiter und deren Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme 10 Mio. EUR nicht überschreiten.
Mittelständische Unternehmen: Unternehmen, die keine Kleinst- oder Kleinunternehmen sind und welche weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigen und deren Jahresumsatz nicht mehr als 50 Mio. EUR oder Die Jahresbilanzsumme darf 43 Mio. EUR nicht überschreiten.] 

	[] Ja [] Nein

	Falls zutreffend, ist der Auftragnehmer in die amtliche Liste der zugelassenen Auftragnehmer aufgenommen oder verfügt er über eine gleichwertige Bescheinigung (z. B. im Rahmen des nationalen (Vor-)Qualifikationssystems)?
	[] Ja [] Nein [] Nicht anwendbar

	Falls ja:
Bitte geben Sie die Antworten in den übrigen Abschnitten dieses Abschnitts, in Abschnitt B und gegebenenfalls in Abschnitt C dieses Teils, ergänzen Sie Teil V (falls zutreffend) und füllen Sie In jedem Fall Teil VI aus und unterzeichnen Sie ihn. 
a) Bitte geben Sie den Namen der Liste oder Bescheinigung und die entsprechende Registrierungsnummer oder Bescheinigungsnummer an; falls zutreffend:b) Ist die Bescheinigung über die Aufnahme in die Liste oder die Ausstellung der Bescheinigung in elektronischer Form verfügbar, so geben Sie bitte an:c) Bitte geben Sie die Referenzdaten an, die der Aufnahme in die Liste oder der Ausstellung der Bescheinigung zugrunde liegen, und gegebenenfalls die Einstufung in die amtliche Liste:d) Enthält die Eintragung in die Liste oder die ausgestellte Bescheinigung alle erforderlichen Qualifikationskriterien? [footnoteRef:8]
Falls nein:Bitte ergänzen Sie die fehlenden Angaben in Teil IV in den Abschnitten A, B, C oder D. 

NUR, wenn dies in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen erforderlich ist:
e) Wird der Auftragnehmer in der Lage sein, eine Bescheinigung über die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen und Steuern vorzulegen oder Informationen vorzulegen, die es dem öffentlichen Auftraggeber oder dem Auftraggeber ermöglichen, diese Bescheinigung direkt über eine kostenlose nationale Datenbank in einem Mitgliedstaat zu erhalten? Sind die entsprechenden Unterlagen in elektronischer Form verfügbar, geben Sie bitte an: [8: 	Die Referenzdaten und gegebenenfalls die Klassifizierung sind in der Bescheinigung angegeben.] 

	






a) [......]


b) (Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen):[......] [......] [......] [......] c) [......] d) [] Ja [] Niee) [] Ja [] Nein (Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen):[......] [......] [......] [......]













	Art der Teilnahme:
	Antwort:

	Beteiligt sich der Auftragnehmer gemeinsam mit anderen Auftragnehmern am Vergabeverfahren?[footnoteRef:9] [9: 	Insbesondere innerhalb der Gruppe, des Konsortiums, der Joint Venture oder einer ähnlichen Einrichtung.] 

	[] Ja [] Nein

	Falls ja, stellen Sie sicher, dass die anderen Teilnehmer getrennte einheitliche europäische Auftragsunterlagen vorlegen.

	Falls ja:a) Bitte geben Sie die Rolle des Auftragnehmers in der Gruppe an (Führer, verantwortlich für bestimmte Aufgaben usw.):b) Bitte geben Sie die anderen Auftragnehmer an, die gemeinsam am Vergabeverfahren beteiligt sind:c) Gegebenenfalls Name der beteiligten Gruppe:
	
a): [......] b): [......] c): [......]



	Teile	
	Antwort:

	Gegebenenfalls Angabe des Teils des Auftrags, für den der Auftragnehmer ein Angebot abgeben will.
	Aufgabe Nr. ... ...


B: INFORMATIONEN ÜBER VERTRETER DES AUFTRAGNEHMERS
Geben Sie gegebenenfalls den Namen und die Anschrift der Person(en) an, die befugt sind, den Auftragnehmer für die Zwecke dieses Vergabeverfahrens zu vertreten:
	Personen, die befugt sind, zu vertreten, sofern vorhanden:
	Antwort:

	Name, gegebenenfalls zusammen mit Geburtsdatum und Geburtsort: 
	[......],[......]

	Position/Handeln als:
	[......]

	Postanschrift:
	[......]

	Telefon:
	[......]

	Adress-E-Mail:
	[......]

	Geben Sie gegebenenfalls Einzelheiten zur Vertretung (Form, Umfang, Zweck usw.) an:
	[......]



C: INFORMATIONEN ÜBER DIE ABHÄNGIGKEIT VON DER FÄHIGKEIT ANDERER
	Abhängigkeit von anderen Akteuren:
	Antwort:

	Verlässt sich der Auftragnehmer auf die Fähigkeit anderer Akteure, die in Teil IV genannten Qualifikationskriterien und die (möglichen) Kriterien und Grundsätze gemäß Teil V zu erfüllen? 
	[] Ja [] Nein


Fallsja, legen Sie bitte für jede  betroffene Stelle ein gesondertes Formular für das einheitliche europäische Auftragsdokument vor, das die in  diesen Abschnitten A und B und in Teil IIIgeforderten Informationen enthält, das von denbetreffenden Stellen ordnungsgemäß ausgefüllt und unterzeichnet wird. Es sei darauf hingewiesen, dass dies auch für alle technischen Mitarbeiter oder technischen Dienste gilt, die nicht unmittelbar dem Unternehmen des auftragnehmers angehören, insbesondere für die qualitätskontrolle verantwortlichen Personen, und im Falle öffentlicher Bauaufträge für diejenigen, an die sich der Auftragnehmer wenden kann. Sofern dies für bestimmte Kapazitäten des Auftragnehmers von Bedeutung ist, fügen Sie bitte für jede betroffene Einrichtung die in den Teilen IV und V erforderlichen Informationen bei.[footnoteRef:10] [10: 	Z. B. für technische Dienste, die an der Qualitätskontrolle beteiligt sind: Teil IV Abschnitt C Nummer 3.] 


D: INFORMATIONEN ÜBER SUBUNTERNEHMER, AUF DIE SICH DER AUFTRAGNEHMER NICHT VERLÄSST
(Ein Abschnitt, der nur ausgefüllt werden sollte, wenn der öffentliche Auftraggeber oder der auftraggeber dies direkt verlangt.)
	Unteraufträge:
	Antwort:

	Beabsichtigt der Auftragnehmer, einen Teil des Auftrags an Dritte auszulagern?
	[] Ja [] Ja, soweit bekannt,geben Sie bitte eine Liste der vorgeschlagenen Subunternehmer an: ...


Verlangt der öffentliche Auftraggeber oder der öffentliche Auftraggeber ausdrücklich die Vorlage dieser Informationen zusätzlich zu den in diesem Abschnitt geforderten Informationen, so übermitteln Sie bitte für jeden betreffenden Subunternehmer (jede Kategorie von Subunternehmern) die in diesem Abschnitt A und B sowie in Teil III geforderten Angaben.

Teil III: Ausschlussgrundlagen
A: GRÜNDE FÜR STRAFRECHTLICHE VERURTEILUNGEN
[bookmark: _DV_M1264][bookmark: _DV_M1266][bookmark: _DV_M1268]Artikel 57 Absatz 1 der Richtlinie 2014/24/EU legt die folgenden Gründe für den Ausschluss fest:1. Beteiligung an einer kriminellen Organisation;2. Korruption;3. [footnoteRef:11][footnoteRef:12]Betrug;4. terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten5. Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung6. [footnoteRef:13][footnoteRef:14][footnoteRef:15]Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels.[footnoteRef:16] [11: 	Im Sinne von Artikel 2 des Rahmenbeschlusses 2008/841/WSiSW vom 24. Oktober 2008 zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität (ABl. L 300 vom 11.11.2008, S. 42).]  [12: 	Gemäß der Definition in Artikel 3 des Übereinkommens zur Korruptionsbekämpfung für Beamte der Europäischen Gemeinschaften und beamte der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (ABl. C 195 vom 25.6.1997, S. 1) und Artikel 2 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2003/568/WSiSW vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der Korruption im privatsektor (ABl. L 192 vom 31.7.2003, S. 54). Diese Ausschlussgrundlage umfasst auch Die im nationalen Recht des öffentlichen Auftraggebers oder Auftragnehmers definierte Korruption.]  [13: 	Im Sinne von Artikel 1 des Übereinkommens zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften (ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 48).]  [14: 	Im Sinne der Artikel 1 und 3 des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 22.6.2002, S. 3). Dieser Ausschlussgrund umfasst auch die Anstiftung zur Begehung einer Straftat, die Beihilfe zur Mittäterschaft oder den Versuch, eine Straftat im Sinne von Art. 4 des Rahmenbeschlusses zu begehen.]  [15: 	Im Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 zur Bekämpfung der Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung L 309 vom 25.11.2005, S. 15).]  [16: 	Im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz der Opfer, ersetzt den Rahmenbeschluss 2002/629/WSiSW L 101 vom 15.4.2011, S. 1).] 

	Gründe für strafrechtliche Verurteilungen auf der Grundlage nationaler Rechtsvorschriften zur Umsetzung der in Art. 57 Abs. 1 der genannten Richtlinie genannten Gründe:
	Antwort:

	Wurde gegen den Auftragnehmer selbst  oder  gegen eine  Person, die Mitglied der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane des Auftragnehmers ist oder im Unternehmen des Auftragnehmers vertretbare, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse besitzt, aus einem der oben genannten Gründe ein rechtskräftiges Urteil gefällt,  das höchstens fünf Jahre zurückliegt oder inneaus die im Urteil unmittelbar festgelegte Ausschlussfrist noch in Kraft ist?
	[] Ja [] Nein
Sind die entsprechenden Unterlagen in elektronischer Form verfügbar, geben Sie bitte an: (Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen):[......] [......] [......] [......][footnoteRef:17] [17: 	Bitte wiederholen Sie so oft wie nötig.] 


	Fallsja, geben Sie bitte a) das Datum des Urteils an, geben Sie an, welche der Punkte 1 bis 6 er betrifft, und geben Sie den Grund(n) der Verurteilung an;b) angeben, wer verurteilt wurde [ ]; [footnoteRef:18]
c) soweit dies unmittelbar im Urteil festgestellt wurde: [18: 	Bitte wiederholen Sie so oft wie nötig.] 

	
a) Datum: [ ], Buchstabe(n): [ ], Kläger(n): [ ] b) [ ......] c) die Dauer des Ausschlusses ... und die betreffenden Punkte.

Wenn die entsprechenden Unterlagen in elektronischer Form verfügbar sind, geben Sie bitte an: (Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen): ... [......] [......] [......][footnoteRef:19] [19: 	Bitte wiederholen Sie so oft wie nötig.] 


	Hat der Auftragnehmer im Falle einer Verurteilung Maßnahmen ergriffen, um seine Integrität nachzuweisen, obwohl es eine angemessene Ausschlussgrundlage ("Selbstreinigung") gibt?[footnoteRef:20] [20: 	Gemäß den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 57 Absatz 6 der Richtlinie 2014/24/EU.] 

	[] Ja [] Nein 

	Fallsja, beschreiben Sie bitte die maßnahmen:[footnoteRef:21] [21: 	Angesichts der Art der begangenen Straftaten (einmalige, wiederholte, systematische usw.) sollte die Erläuterung die Angemessenheit der ergriffenen Maßnahmen beleuchten. ] 

	[......]



B: GRUNDLAGEN FÜR DIE ZAHLUNG VON STEUERN ODER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGEN 

	Zahlung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgen:
	Antwort:

	Hat der Auftragnehmer alle Verpflichtungen in Bezug auf die Zahlung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgenerfüllt– sowohl in dem Staat, in dem er seinen Sitz hat, als auch im Mitgliedstaat des öffentlichen Auftraggebers oder Auftraggebers, wenn er sich von dem Sitzstaat abhebt?
	[] Ja [] Nein

	Fallsnein, geben Sie bitte an:a) den betreffenden Mitgliedstaat oder Den betreffenden Mitgliedstaat;b) welchen Betrag ist betroffen?c) wie wurde dieser Pflichtverletzungsverstoß festgestellt:1) in  einer gerichtlichen oder verwaltungsrechtlichen Entscheidung:
Ist diese Entscheidung endgültig und verbindlich?
· Bitte geben Sie das Datum des Urteils oder der Entscheidung an.
· Im Falle eines Urteils, sofern es unmittelbar darin festgelegt ist,die Dauer desAusschlusses:
2) auf andere Weise? Bitte geben Sie an, wie:
d) Hat der Auftragnehmer seinen Verpflichtungen nachgekommen oder wird er seinen Verpflichtungen nachkommen, indem er die fälligen Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge zahlt oder verbindliche Vereinbarungen zur Rückzahlung dieser Forderungen getroffen hat, gegebenenfalls einschließlich aufgelaufener Zinsen oder Geldbußen?  
	Steuern
	Sozialversicherungsbeiträge 

	
	a) [ ......] b) [ ......] c1) [] Ja [] Nein
[] Ja [] Nein
· [......] [......] 

c2) [ ...] d) [] Ja [] Nicht

wenn ja,geben Sie bitteEinzelheiten dazu an: [ ......]  
	a) [ ......] b) [ ......] c1) [] Ja [] Nein
- [] Ja [] Nein
- [......] [......] 

c2) [ ...] d) [] Ja [] Nicht

wenn ja,geben Sie bitteEinzelheiten dazu an: [ ......]  

	Sind die entsprechenden Unterlagen über die Zahlung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgen in elektronischer Form verfügbar, geben Sie bitte Angabe an:
	(Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen): [ ......] [......] [......][footnoteRef:22]
 [22: 	Bitte wiederholen Sie so oft wie nötig.] 




C: GRÜNDE FÜR INSOLVENZ, INTERESSENKONFLIKTE ODER BERUFLICHES FEHLVERHALTEN[footnoteRef:23] [23: 	Siehe Artikel 57 Absatz 4 der Richtlinie 2014/24/EG.] 

Es sei darauf hingewiesen, dass für die Zwecke dieses Auftrags einige der folgenden Ausschlussgründe im nationalen Recht, in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen genauer definiert werden können. So kann das nationale Recht beispielsweise vorsehen, dass der Begriff "schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten" mehrere verschiedene Formen des Verhaltens umfassen kann, die ein Vergehen darstellen. 
	Informationen über mögliche Insolvenz, Interessenkonflikte oder berufliches Fehlverhalten
	Antwort:

	Hat der Auftragnehmer nach eigenem Wissenseine Pflichten  in den Bereichen  Umweltrecht, Sozialrecht und Arbeitsrechtverletzt? [footnoteRef:24] [24: 	Die für die Zwecke dieses Auftrags in nationalem Recht, in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen oder in Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie 2014/24/EU genannten.] 

	[] Ja [] Nein

	
	Wennja, hat der Auftragnehmer Maßnahmen ergriffen, um seine Integrität nachzuweisen, obwohl es eine angemessene Ausschlussgrundlage ("Selbstreinigung") gibt?[] Ja [] Nicht  wenn ja,beschreiben Sie bitte die Maßnahmen: [......]

	Befindet sich der Auftragnehmer in einer der folgenden Situationen:a) eristbankrott; oderb) wird gegen ihn ein Insolvenz- oder Liquidationsverfahren eingeleitet; oderc) hat er eine Vereinbarung mit den Gläubigern getroffen; oderd) befindet sich in einer anderenSituation dieser Art, die sich aus einem ähnlichen Verfahren ergibt, das in den nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehen ist;  odere) seine Vermögenswerte von einem Liquidator oder Gericht verwaltet werden; oderf) seine wirtschaftliche Tätigkeit ausgesetzt ist? [footnoteRef:25]
Wenn ja: [25: 	Siehe nationale Vorschriften, entsprechende Bekanntmachungen oder Auftragsunterlagen.] 

· Bitte geben Sie Einzelheiten an:
· Bitte geben Sie die Gründe an, die es trotz der vorstehenden Situation ermöglichen, den Auftrag unter Berücksichtigung der geltenden nationalen Rechtsvorschriften und Der Maßnahmen zur Fortführung der Wirtschaftlichen Tätigkeit auszustellen.[footnoteRef:26] [26: 	Diese Angaben sind nicht erforderlich, wenn der Ausschluss von Auftragnehmern in einem der unter den Buchstaben a bis f genannten Fälle nach geltendem innerstaatlichem Recht ohne Ausnahmeregelung vorgeschrieben ist, wenn die Auftragnehmer dennoch in der Lage sind, den Auftrag zu erfüllen.] 

Sind die entsprechenden Unterlagen in elektronischer Form verfügbar, geben Sie bitte an:
	[] Ja [] Nein












- [......]
· [......] (Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen): [ ......] [......] [......]

	Hat der Auftragnehmer mit anderen Auftragnehmern Vereinbarungen  getroffen, um den Wettbewerb zu verzerren? 
Falls ja,geben Sie bitte Einzelheiten dazu an:
	[] Ja [] Nein[...]

	
	Wennja, hat der Auftragnehmer Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen? [] Ja [] Falls
ja,beschreiben Sie bitte die maßnahmen: ... 

	Ist dem Auftragnehmer ein Interessenkonflikt [footnoteRef:27] bekannt, der durch seine Beteiligung am Vergabeverfahren verursacht wird? 
Falls ja,geben Sie bitte Einzelheiten dazu an: [27: 	im nationalen Recht angegeben, die entsprechende Bekanntmachung oder Die Auftragsunterlagen.] 

	[] Ja [] Nein[...]



	Hat der auftragnehmerliche Auftragnehmer oder das mit dem Auftragnehmer verbundene Unternehmen den öffentlichen Auftraggeber oder den Auftraggeber  beraten oder war er auf andere Weise an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens beteiligt? 
Falls ja,geben Sie bitte Einzelheiten dazu an:
	[] Ja [] Nein[...]




	Kann der Auftragnehmer bestätigen, dass er sich nicht der schwerwiegenden 
Verwechslung bei der Bereitstellung der Informationen schuldiggemacht hat, die erforderlich sind, um das Fehlen von Ausschlussgründen zu überprüfen oder die Erfüllung der Qualifikationskriterien zu überprüfen;b) diese Informationen nicht   verunreinigt  hat;c) er ist in der Lage, unverzüglich die vom öffentlichen Auftraggeber oder Auftraggeber geforderten Belege vorzulegen; id) keine Schritte unternommen hat, um den Entscheidungsprozess des öffentlichen Auftraggebers oder auftraggebers unrechtmäßig zu beeinflussen, vertrauliche Informationen zu erhalten, die ihm einen unangemessenen Vorteil im Vergabeverfahren verschaffen können, oder irreführende Informationen vorzulegen, die die Entscheidungen über den Ausschluss, die Qualifikation oder die Vergabe eines Auftrags wesentlich beeinflussen können?
	[] Ja [] Nein



D: SONSTIGE AUSSCHLUSSGRÜNDE, DIE IN DEN NATIONALEN RECHTSVORSCHRIFTEN DES MITGLIEDSTAATS DES ÖFFENTLICHEN AUFTRAGGEBERS ODER AUFTRAGGEBERS VORGESEHEN WERDEN KÖNNEN
	Ausschließlich nationale Ausschlussgründe
	Antwort:

	Gelten die in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen angegebenen ausschließlich inländischen Ausschlussgründe?  Sind die in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Bestellunterlagen geforderten Unterlagen in elektronischer Form verfügbar, so geben Sie bitte Angabe an:
	[] Ja [] Nicht(Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen):[......] [......] [......]

[footnoteRef:28] [28: 	Bitte wiederholen Sie so oft wie nötig.] 


	Hat der Auftragnehmer, wenn einer der Gründe für einen ausschließlich inländischen Ausschlussgilt, Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen? 
Falls ja,beschreiben Sie bitte die maßnahmen:
	[] Ja [] Nein......]





Teil IV: Qualifikationskriterien
In Bezug auf die Qualifikationskriterien (Abschnitte A bis D in diesem Teil) erklärt der Auftragnehmer, dass

: ALLGEMEINE ERKLÄRUNG ZU ALLEN QUALIFIKATIONSKRITERIEN
Der Auftragnehmer sollte dieses Feld nur ausfüllen, wenn der öffentliche Auftraggeber oder der öffentliche Auftraggeber in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den in der Bekanntmachung genannten Auftragsunterlagen angegeben hat, dass sich der Auftragnehmer auf die Ausfüllung des Abschnitts in Teil IV beschränken kann und keinen der anderen Abschnitte in Teil IV ausfüllen muss:
	Erfüllung aller erforderlichen Qualifikationskriterien
	Antwort

	Erfüllt die erforderlichen Qualifikationskriterien:
	[] Ja [] Nein



A: KOMPETENZ
Der Auftragnehmer sollte nur dann Auskünv machen, wenn der öffentliche Auftraggeber oder der auftraggeber die in der Bekanntmachung genannten Qualifikationskriterien in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen verlangt.
	Kompetenz
	Antwort

	1. In dem entsprechenden Berufs- oder Gewerberegister des Mitgliedstaats, in dem der Auftragnehmer seinen Sitz hat, sind folgende Unterlagen in elektronischer Form abzugeben:[footnoteRef:29] [29: 	Gemäß Anhang XI der Richtlinie 2014/24/EU; Auftragnehmer aus bestimmten Mitgliedstaaten können verpflichtet werden, die anderen Anforderungen dieses Anhangs zu erfüllen.] 

	[...] 

(Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen): [ ......] [......] [......]


B: WIRTSCHAFTLICHE UND FINANZIELLE LAGE
Der Auftragnehmer sollte nur dann Auskünv machen, wenn der öffentliche Auftraggeber oder der auftraggeber die in der Bekanntmachung genannten Qualifikationskriterien in der entsprechenden Bekanntmachung oder in den Auftragsunterlagen verlangt.
	Wirtschaftliche und finanzielle Lage
	Antwort:

	5. Im Rahmen der Berufsrisikoversicherung ist der Auftragnehmer in folgendem Betrag versichert:Wenn diese Informationen in elektronischer Form verfügbar sind, geben Sie bitte an:
	[......] [...] Währung

(Internetadresse, ausstellende Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen):  [......] [......] [......]


C: TECHNISCHE UND BERUFLICHE LEISTUNGSFÄHIGKEIT
[bookmark: _DV_M4307][bookmark: _DV_M4308][bookmark: _DV_M4309][bookmark: _DV_M4310][bookmark: _DV_M4311][bookmark: _DV_M4312]D: QUALITÄTSSICHERUNGSSYSTEME UND UMWELTMANAGEMENTSTANDARDS
Teil V: Begrenzung der Zahl der förderfähigen Bewerber

Teil VI: Schlusserklärungen
Der Unterzeichnete(n) erklärt offiziell, dass die oben in den Teilen II bis V genannten Angaben korrekt und korrekt sind und dass sie in vollem Bewusstsein der Folgen einer schwerwiegenden Verwechslung vorgelegt wurden.
Die Unterzeichnete(n) erklärt offiziell, dass sie auf Verlangen und unverzüglich in der Lage ist, Bescheinigungen und andere Beweismittel in Form von Dokumenten vorzulegen, es sei denn,
a) der öffentliche Auftraggeber oder die öffentliche Auftraggeber haben die Möglichkeit, die entsprechenden Belege direkt über eine kostenlose nationale Datenbank in jedem Mitgliedstaat zu erhalten, oder [footnoteRef:30] [30: 	Sofern der Auftragnehmer die erforderlichen Informationen (Internetadresse, Daten der ausstellenden Behörde oder Behörde, genaue Referenzdaten der Unterlagen) übermittelt hat, die es dem öffentlichen Auftraggeber oder dem auftraggeber ermöglichen, dies zu ermöglichen. Gegebenenfalls muss dies von einer entsprechenden Zustimmung zum Zugang begleitet werden. ] 

b) spätestens ab dem 18. April 2018 verfügt der öffentliche Auftraggeber oder auftraggeber bereits über entsprechende Unterlagen.[footnoteRef:31] [31: 	Je nach Umsetzung von Artikel 59 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2014/24/EU in einem Land.] 


Die Unterzeichnete/die Unterzeichnete/die unterzeichnete(n) damit das selbstständige öffentliche Gesundheitsteam in Kędzierzynie-Koźl  Zugang zu den Belegen erhält, die in  [Teile/Abschnitte/Punkte)  dieses einheitlichen europäischen Auftragsdokuments für die Lieferung von Einweg-Medizingeräten  für die SP ZOZ in Kloterzyn-Koźl  –  40 Teilaufgabenangegebensind.



Ort, am ...............


Qualifizierte elektronische Signatur der ermächtigten Person .......199



	                   
Anhang Nr. 4  zu SWZ

	INFORMATIONEN DES AUFTRAGNEHMERS*
über die Zugehörigkeit zu einer Kapitalgruppe oder die Nichtzugehörigkeit zu einer Kapitalgruppe 
im Sinne von Artikel 108 Absatz 1 Nummer 5 Pzp über die Nichtzugehörigkeit zurselben Kapitalgruppe im Sinne des Gesetzes vom 16.02.2007 zum Schutz von Wettbewerb und Verbrauchern (ABl. 2019, Ziffer 369)

(Informationen, die auf Aufforderung des Auftragnehmers gemacht werden, dessen Angebot am besten bewertet wird)

	Lieferung von Einweg-Medizingeräten 
für SP ZOZ in Kędzierzynie-Koźl –  40 Teilaufgaben.  
 AZ-P.2021.19


	1. WIR GEHÖREN NICHT  derselben Kapitalgruppe an wie andere Auftragnehmer, die in diesem VerfahrenAngebote/Teilangebote abgeben.
	

	2.   WIR GEHÖREN  der Kapitalgruppe an,  was andere Auftragnehmer, die in diesem Verfahren Angebote oder Teilangebote abgegeben haben,  und  wir stellen * * nicht die folgenden Beweise dafür vor, dass Verbindungen zu anderen Auftragnehmern nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen.
	

	*Der Auftragnehmer weist auf die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kapitalgruppe hin, indem er z. B. "X" in die entsprechende Zeile einordnt**







Ort, am ...............


Qualifizierte elektronische Signatur der ermächtigten Person .......199
















Anhang Nr. 5  zu SWZ

	

	VERPFLICHTUNG (falls zutreffend)
anderen Stellen, die ihm die für die Durchführung des Auftrags pn erforderlichen Mittel zur Verfügung stellen.

"Lieferung von Einweg-Medizingeräten für SP ZOZ in Kędzierzynie-Koźlu – 40 Teilaufgaben, AZ-P.2021.19"





Ich/Wir, dieunterzeichneten, ...,  die  ......... ................
(Name und nName des Anmelders) (Name des Stellens,  der die Ressourcen bereitstellt)

mit Sitz in  ... ....... ,   
                                      (Adresse des Unternehmens)
Ich verpflichte mich, meine Ressourcen zu spenden 
........................................................................................................................................................... . .......... ........... ..........
(Bestimmung der Ressource – wirtschaftliche oder  finanzielleEignung  a  / technische oder berufliche Leistungsfähigkeit)
Künstler:....... . ............... ......................... .. ................... . ............ ....................                                                                                    (Name des Auftragnehmers, der 
ein  Angebot im Verfahren abgibt)
bei der Ausführung des Auftrags,
Ich erkläre, dass das Verhältnis zwischen dem Ressourcenverteiler und dem Auftragnehmer einen echten Zugang zu diesen Ressourcen garantiert, wozu ich folgende Angaben mache: 
1. Umfang der dem Auftragnehmer zur Verfügung stehenden Ressourcen des Stellens, der die Mittel bereitstellt:
....................................................................................................................................................................................... ..................... .............................................
2. Art und Dauer der Bereitstellung und Nutzung der Ressourcen des Auftragnehmers für die Stelle, die diese Mittelzur Ausführung desAuftrags bereitstellt:
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... .............................................
3. ob und inwieweit sich der Ressourcengeber, auf dessen Kapazitäten sich der Auftragnehmer in Bezug auf die Bedingungen für die Ausbildung, die beruflichen Qualifikationen oder die Erfahrung des Auftragnehmers verlässt, auf die Fähigkeit der Stellen verlassen kann, die Ressourcen zur Verfügung stellen, wenn diese Einrichtungen Bauarbeiten oder Dienstleistungen ausführen,
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... .............................................
4. Wert  oder Prozentsatz des Auftrags:
.......................................................................................................................................................................................



Ort, am ...............

Qualifizierte elektronische Signatur der ermächtigten Person .......199

Anhang Nr. 6  zu SWZ



PERFORMER STATEMENT*
dot.  Informationen in der Erklärung artikel 125 Absatz 1  Pzp


Angebot im Rahmen des Vergabeverfahrens "Lieferung von Einweg-Medizingeräten für SP ZOZ in Kędzierzyna-Koźlu – 40 Teilaufgaben", die im Rahmen einer unbeschränkten Ausschreibung nach dem Gesetz vom 11. September 2019 durchgeführt wird. Die Vergaberechte (ABl. 2019, Pos. 2019 zm.a.) erklären, dass die in der Erklärung nach Artikel 125 Absatz 1 Pzp enthaltenen Informationen in Bezug auf die in a rtgenannten Ausschlussverfahren. 108 Absatz 1  Nummern  3 bis 6  Pzp,


sind aktuell / veraltet
               (unnötig streichen)







Ort, am...........                                                   ........
                                                                                                            qualifizierte elektronische Signatur  der ermächtigten Person







*erklärung auf Vorladung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer, dessen Angebot am besten bewertet wird








Anhang Nr.  7  zu  SWZ

DIE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  

am ...... 2021in K.U.
Das eigenständige Public Health Care Team mit Sitz in Kędzierzyna-Koźl 47-200, ul. 24. April 5, eingetragen vom Bezirksgericht, VIII. Wirtschaftsabteilung des Nationalen Gerichtsregisters in Opol, unter der Nummer KRS 0000004757, mit NIP 749-179-03-04, Regon 000314661
"Bestellter",vertreten durch: ......"
Eine............................................................................ Krs..................... Nip................. Regon.....................
"Der vollstrecker",vertreten durch: "..."

Nach Abschluss des Verfahrens Nr. AZ-P.2021.19,  das im Rahmen desVerfahrens"Unbegrenztes Verfahren  "Lieferung von Einweg-Medizingeräten an SP ZOZ in Kędzierzynie-Koźl –  40 Teilaufgaben  " und durch die Auswahldes günstigsten Angebots im Verfahren durchgeführt wird, schließen die Parteien einen Vertrag mit folgendem Inhalt:  

§ 1 Vertragsgegenstand
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber zusammen mit dem Transport und der Entladung des Sortiments (im Folgenden als "Lieferung") an den Auftraggeber  zu verkaufen, und zwar in bezug auf:  
Aufgabe Nr. 1 –  Lieferung  (...) - nach 2/1 an SWZ,
Aufgabe Nr. 2 –  Lieferung  (...) - nach 2/2 zu SWZ (...). 
(2) Der besondere Umfang und die Pflichten des Auftragnehmers zur Durchführung des Gegenstands dieses Vertrags sind in den Anhängen 1 und 2/1 bis 2/40  bis SWZ festgelegt.   
3. Der Auftragnehmer garantiert eine hohe Produktqualität, die seinen grundlegenden technischen Parametern entspricht. 
4. Der Auftragnehmer erklärt, dass a) er über die Berechtigung, die Erfahrung, das Wissen sowie das technische und persönliche Potenzial verfügt, den Gegenstand dieses Vertrags ordnungsgemäß auszuführen;

b)der Vertragsgegenstand vorab neu ist, eigentum ist, frei von physischen und rechtlichen Mängeln ist; keine Rechte Dritter trägt und nicht Gegenstand von Vollstreckungsverfahren und Sicherheiten ist,c) in RP zugelassen ist und Konformitätserklärungen enthält und den Anforderungen der einschlägigen Normen und Vorschriften entspricht, insbesondere gemäß :
- Gesetz vom 20.05.2010 über Medizinprodukte (ABl.  175),- Verordnung des Gesundheitsministers vom 05.11.2010 über die Qualifikation von Medizinprodukten (ABl. 16),- Verordnung des Gesundheitsministers vom 17.02.2016 über grundlegende Anforderungen und Konformitätsverfahren für Medizinprodukte (ABl. 2016, Nr. 211) ,-  

Verordnung des Gesundheitsministers vom 22.09.2010 über das Muster des CE-Zeichens (ABl. 2010 Nr. 186, Nr. 1252 vom späten 2007/47/EG vom 21.09.2007 zur Änderung der Richtlinie 93/42/EWG vom 14.04.1993 - über Medizinprodukte. 
Der Öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, während der Laufzeit dieses Vertrags dies zu überprüfen, indem er Unterlagen verlangt, die dies belegen,  mit der genauen Angabe, welche  Aufgaben und Positionen er nach Abschluss dieses Vertrags betrifft.   
5. Der Auftragnehmer darf die Ausführung eines Teils des Vertragsgegenstands nicht ohne Zustimmung des Auftraggebers an Subunternehmer anvertrauen. Für die Handlungen und Unterlassungen der Subunternehmer ist der Auftragnehmer wie für sein eigenes Handeln verantwortlich. 
6. Wird die Produktion des Sortiments oder eines Teils davon eingestellt, so haben die Parteien das Recht, das Sortiment für diesen Teil zu beschränken, sofern dies durch ein Vom Hersteller stammendes Dokument nachgewiesen wird. 
7. Der Auftragnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass der Auftraggeber in jedem Fall, in dem er die Bestimmungen dieses Vertrags aus Gründen, für die er verantwortlich ist, nicht einhält, das unwiderrufliche Recht behält, den Gegenstand dieses Vertrags auf Kosten des Auftragnehmers zu erfüllen, nachdem die vom Auftraggeber schriftlich gesetzte Frist für die Beseitigung der Unregelmäßigkeiten verstrichen ist.  
8. Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, auf Lieferungen bestimmter Mengen des Vertragsgegenstands zu verzichten, jedoch nicht mehr als 20 % (im Rahmen der betreffenden Aufgabe) des in § 4 Absatz 1 Buchstabe a genannten Wertes, wenn während der Vertragslaufzeit keine Anwendung erfolgt,b) wenn zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrags nicht vorhersehbare Umstände vorliegen, die dazu führen, dass die Ausführung eines bestimmten Teils des Auftrags aus wirtschaftlichen, organisatorischen oder technischen Gründen nicht im Interesse des Auftraggebers liegt. 


9. Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, die im Rahmen dieses Vertrags gelieferte Sortimentmenge im Falle einer

den Bedarf während der Vertragslaufzeit unter Berücksichtigung der Bedingungen und Preise, die der Auftragnehmer für dieses Verfahren im Rahmen der betreffenden Aufgabe anstellt.  
10. Der Öffentliche Auftraggeber behält sich vor, dass er innerhalb der einzelnen Posten mengenmäßige Änderungen an den im Preisformular angegebenen Mengen vornehmen kann, der Gesamtwert der bestellten Käufe darf jedoch den Gesamtwert der betreffenden Aufgabe nicht übersteigen. Die Ausübung dieser Befugnis durch den Auftraggeber bedeutet keine Vertragsänderung.

§ 2 Bedingungen für die Erfüllung des Vertragsgegenstands
(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand  in geeigneten Verpackungen mit  Angaben in polnischer Sprachezuliefern, einschließlich der Angabe des Herstellers über die Eigenschaften des Auftragsgegenstands, die Sicherheitsregeln und die Gültigkeitsdauer,  die CE-Kennzeichnung (falls erforderlich) und die Angaben über Sterilität oder Unfruchtbarkeit (falls gesetzlich vorgeschrieben).
(2) Die Ausführung des Vertrags erfolgt nach und nach entsprechend den Bedürfnissen des Auftraggebers zu einem bestimmten Zeitpunkt. 
3. Der Auftragnehmer übermittelt dem Auftraggeber innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Abschluss dieses Vertrags in elektronischer Form die in Absatz 5 genannte E-Mail-Adresse, eine Liste aller Sortimente sowie die Katalognummern und Produktnamen des Rechnungssystems des Auftragnehmers  (Aufgaben  1 bis 5, 7-15, 17-30, 32).
(4) Die Spezialtransporte sind wie vom Hersteller empfohlen (Temperatur bis 25 St.C, insbesondere im Sommer) zu erfolgen - gilt nicht für Waren, für die kein Spezialtransport erforderlich ist. 
5. Der Auftraggeber ermächtigt:  P. ........, Tel. 77 40 62 ... , .........-e-szpital.eu (Aufgaben  1 bis 5, 7-15, 17-30, 32); F. ........, Tel. 77 40 62 ... , .........-e-szpital.eu (Aufgaben  6, 16, 31, 33-40), sich mit dem Auftragnehmer in Verbindung zu setzen, Lieferdetails zu vereinbaren und Aufträge im Rahmen dieses Vertrags zu erlassen.
6. Die Liefertermine sind  in Anhang 1 Tabelle Nummer 2 dieses Vertrags (Angebotsformular) festgelegt. Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer per Fax, Telefon oder E-Mail über die Notwendigkeit, die Charge des Sortiments nach Bedarf des Auftraggebers zu liefern, und erhält sie innerhalb der Fristen, die ab dem Tag der Mitteilung durch die in Absatz 3 genannte Person oder die im Bestellformular angegebene Person (Fax/E-Mail mit Rückbestätigung des Eingangs des Fax-/E-Mail-Empfangs) festgelegt sind, in der auch der Ort der Lieferung angegeben ist. 
7. Der Auftragnehmer liefert den Vertragsgegenstand auf eigene Kosten und verantwortungsvoll  an: die Krankenhausapotheke des Auftraggebers (Aufgaben  1 bis 5, 7-15, 17-30, 32) /zentraler Lagerraum (Aufgaben  6, 16, 31, 33-40) oder eineandere im Bestellformular angegebene  Stelle.  Fällt die Lieferung auf einen Feiertag, Samstag oder außerhalb der Arbeitszeit des Auftraggebers, so erfolgt die Lieferung am ersten Arbeitstag nach Ablauf der Frist. Für Arbeitstage gelten Tage von Montag bis Freitag, mit Ausnahme von Feiertagen.
8. Unabhängig davon, wie die Lieferung der Ware durchgeführt wird (eigener Transport oder über ein Kurierunternehmen), ist der Auftragnehmer für die Lieferung der Ware auf eigene Kosten verantwortlich – einschließlich der Eingabe. Bei Lieferungen über ein Kurierunternehmen ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Beförderung der Ware und ihre Übertragung aus dem Beförderungsmittel im Rahmen eines unterzeichneten Vertrags mit dem Kurierunternehmen sicherzustellen.  
9. Der laufende Auftrag sollte mit einer einmaligen Lieferung ausgeführt werden. Ist die Ausführung aus gründen, die vom Auftragnehmer unabhängig sind, so ist diese Information dem Auftraggeber spätestens am Tag der Lieferung des Teils der Ware mit Angabe des Liefertermins für den restlichen Teil des Auftrags zu übermitteln.
10. Liefert der Auftragnehmer den Vertragsgegenstand nicht innerhalb der in Absatz 1 festgelegten Frist. 6 Behält sich der Auftraggeber aus Gründendes Auftragnehmers das Recht vor, von einem anderen Lieferanten in einer Menge und einem Sortiment einer nicht fristgerechten Lieferung (Ersatzkauf) zu kaufen.
11. Bei einem Ersatzkauf werden die Größe des Vertragsgegenstands bzw. der Wert des Vertrags um die Größe des Kaufs verringert.
12. Im Falle eines Ersatzkaufs ist der Auftragnehmer verpflichtet, dem Auftraggeber den entstandenen Schaden zu zahlen, indem er dem Auftraggeber einen Betrag zahlt, der die Differenz zwischen dem Preis der Ware darstellt, den der Auftragnehmer dem Auftragnehmer zahlen würde, wenn er die bestellte Ware fristgerecht geliefert hätte, und dem Preis der Waren, den der Auftraggeber im Zusammenhang mit dem Ersatzerwerbs zu zahlen hat. Diese Verpflichtung wird vom Auftragnehmer innerhalb von 14 Kalendertagen nach Eingang der Aufforderung erfüllt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Kosten des Kaufs der Ware im Ersatzerwerbemodus des Auftragnehmers zu dokumentieren. Der Ersatzkauf entbindet nicht von der Zahlung der in § 6 Absatz 1 genannten vertragsrechtlichen Sanktion für den Zeitraum ab dem Tag der erforderlichen Lieferung bis zum Tag des Ersatzkaufs.  
13. Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, die vom Hersteller eingeführten regelmäßigen Werbeaktionen und Abgaben (preise niedriger als im Vertrag enthalten) in Anspruch zu nehmen.
14. Bei Rücknahme, Aussetzung oder Fehlen eines Vertragsgegenstands auf dem Markt ist  der Auftragnehmer verpflichtet,den Träger (Sortimentmit der gleichen Zusammensetzung, Verwendung und Form) zu gewährleisten, um die Kontinuität der Lieferungen zu dem im Vertrag garantierten Preis aufrechtzuerhalten.
15. Jede Lieferung wird vom Auftragnehmer mit einem WZ-Lieferdokument ausgestattet, in dem die Angaben Name/Dosis des Produkts, Verpackungsmenge/Stückmenge, Nettovertragspreis, Nettowert, Seriennummer und Ablaufdatum angegeben werden müssen.   

§ 3 Vertragslaufzeit
(1) Der Vertrag wird für einen Zeitraum von 12 Monaten  ab  ......... 2021 bis zum ......
(2) Wird der Wert des Vertragsgegenstands vor Ablauf der Vertragsfrist ausgeschöpft, so darf der 

wird ansprüchen gegen den Auftraggeber auf Ausführung eines Vertrags haben, der seinen Wert übersteigt.

§ 4 Vergütung und gegenseitige Abrechnung der Parteien
(1)Die Vertragsparteien legen für die Durchführung des Gegenstands dieses Abkommens die Gesamtvergütung in Folgenden fest: 
Aufgabe Nr. 1: Nettowert: ................ zł, Bruttowert (ein- und ausg. MwSt.): ..............zł, 
Aufgabe Nr. 2: Nettowert: ................ zł, Wert brutto (einschlüssen): ..............zł,
TOTAL: Nettowert:.............. zł, wörtlich:....zł, Bruttowert (einzüglich MwSt.):..........zł, verbal:............... €.
(2) Der Gesamtwert des Vertrags ergibt sich aus dem Angebot des Auftragnehmers und umfasst alle mit der Ausführung des Auftrags verbundenen Kosten, einschließlich: Liefer- und Versicherungskosten für die Transportzeit, Aufschläge, eventuelle Abgaben und andere 
Preisfaktoren, Beseitigung von Mängeln und Mehrwertsteuer.  
(3)Der Auftragnehmer stellt sicher, dass die Preise während der gesamten Vertragslaufzeit unverändert bleiben. 
4.  Die Parteien  kommen überein , dass die Vergütung für die Ausführung des Vertragsgegenstands auf der Grundlage ordnungsgemäß ausgestellter Rechnungen, die für die einzelnen Lieferungen aufder Grundlage von Auftragsdruckenerfasst werden, beglichen wird.  Bei Beifügung einer Papierrechnung ist sie den Lieferscheinen beizufügen.
5. Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Rechnung innerhalb von 60 Tagen nach  Lieferung der ordnungsgemäß ausgestellten Rechnungper Banküberweisung auf das auf der Rechnungangegebene Auftragnehmerkonto zu bezahlen. Die Zahlung der gelieferten Ware erfolgt auf papier- oder strukturierter elektronischer Fassung der Mehrwertsteuerrechnung. 
6. Der Auftragnehmer kann einreichen:
a) eine Rechnung in Papierform beim Sekretariat des Auftraggebers oder ihre Anfügen an die Lieferung der Ware;
b) eine strukturierte elektronische Rechnung gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom 09.11.2018 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen, Bau- oder Dienstleistungskonzessionen und öffentlich-privaten Partnerschaften (ABl. 2018, Ziffer 2191) auf der Elektronischen Rechnungsstellungsplattform (PEF) unter  http://brokerpefexpert.efaktura.gov.pl/. Anschrift des PEF Auftraggebers: NIP 7491790304;
c) elektronische Rechnung an die Efaktura@e-szpital.eu  .
7. Der Auftraggeber ist Mehrwertsteuerzahler.
8. Der Auftragnehmer stellt die Mehrwertsteuerrechnung an: Das Self-Standalone Public Health Care Team in Kędzierzynie-Koźlu ul. 24 April 5, 47-200 Kędzierzyn-Koźle.
9. Als Zahlungsfrist gilt das Datum der Belastung des Bankkontos des Auftraggebers.
10. Der Auftragnehmer erklärt, dass das auf der Rechnung/dem Konto angegebene Bankkonto mit dem im Mehrwertsteuerregister angegebenen Bankkonto identisch ist, sofern der Auftragnehmer von der Waren- und Dienstleistungssteuer befreit ist. Entspricht das auf der Rechnung/dem Konto angegebene Konto nicht dem im Mehrwertsteuerregister angegebenen Konto und unterliegt der Auftragnehmer nicht der Steuerbefreiung für Waren und Dienstleistungen, so fordert der Auftraggeber den Auftragnehmer auf, innerhalb von zwei Tagen eine Bestätigung der Änderung des Bankkontos im betreffenden Register vorzulegen. Legt der Auftragnehmer keine Unterlagen vor, aus denen hervorgeht, dass die Nummer des Bankkontos im Mehrwertsteuerregister geändert wurde, so ist der Auftraggeber berechtigt, die Vergütung auf das im Mehrwertsteuerregister angegebene Bankkonto zu zahlen. Im vorliegenden Fall wird davon ausgegangen, dass der Auftraggeber seine Vergütungsverpflichtung ordnungsgemäß erfüllt hat und die Auftragnehmer dadurch keine Ansprüche haben.
11. Hat der Auftragnehmer kein im Mehrwertsteuerregister eingetragenes Bankkonto und legt er keine Unterlagen vor, aus denen hervorgeht, dass er nicht verpflichtet ist, dieses Bankkonto zu registrieren, so hat der Auftraggeber das Recht, die Zahlung der Vergütung bis zur Bestätigung der Registrierung des Bankkontos durch den Auftragnehmer oder zur Vorlage eines Dokuments, aus dem hervorgeht, dass diese Verpflichtung nicht erfolgt ist, zurückzuhalten. Die Parteien erklären, dass die angegebenen Umstände keine Verzögerung oder Verzögerung des Auftraggebers bei der Zahlung der Vergütung darstellen und keine Ansprüche des Auftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber beanstanden können.
12. Der Auftragnehmer bestätigt, dass es sich bei dem von ihm benannten Bankkonto, auf dessen Grundlage der Auftraggeber die Zahlung leisten soll, um ein individuelles (dem Auftraggeber zugeordnetes) Massenzahlungskonto handelt, das mit dem Abrechnungskonto gemäß Artikel 49 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes vom 29. August 1997 – Bankrecht verbunden ist und dem zuständigen Finanzamt gemeldet wurde. Das dem Auftraggeber zugewiesene Konto ist auf der weißen Liste nach der Bankkontonummer zu überprüfen.

§ 5 Beschwerden, Garantie und Garantie
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Gegenstand des Sorgfaltsvertrags auszuführen.
(2) Die festgestellten quantitativen und qualitativen Mängel im Zusammenhang mit der Erfüllung des Vertragsgegenstands werden vom Auftragnehmer unverzüglich, spätestens jedoch drei Arbeitstage nach ihrer Feststellung, telefonisch, per E-Mail oder Per Fax mitgeteilt. Die Lieferung des Vertragsgegenstands erfolgt auf Kosten und Risiko des Auftragnehmers.  
(3) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Beschwerde unverzüglich zu prüfen und die Mängel oder Unregelmäßigkeiten des Auftraggebers zu beheben, spätestens jedoch innerhalb von 4 Arbeitstagen nach dem Tag der Anmeldung.
4. Die nicht fristgerechte Reaktion des Auftragnehmers läuft darauf hinaus, die Beschwerde als begründet zu betrachten.
(5) Der Auftragnehmer gewährt dem Sortiment, das Gegenstand dieses Vertrags ist, Garantien und Garantien, die nicht kürzer sind als die Garantie des Herstellers.
(6) Die Garantie- und Garantiefrist beginnt mit dem Tag, an dem die Vertragsparteien das Empfangsprotokoll vorbehaltlos vom Auftraggeber unterzeichnen. Zeitraum 


dieser wird um einen Zeitraum verlängert, der die erforderlichen Maßnahmen umfasst, die der Auftragnehmer zu ergreifen hat, und die sich aus der fehlerhaften Ausführung des Vertrags ergebenden Mängel ergeben.
7. Diese Bestimmungen berühren nicht die Rechte des Auftraggebers, die sich aus den Angaben über Mängel ergeben.
8. Der Auftragnehmer haftet für Sach- und Personenschäden, die durch die unsachwidrige Erfüllung des Gegenstands dieses Vertrags entstehen. 
9. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, während der Ausführung des Vertrags eine Police oder andere Versicherungsdokumente zu besitzen, die den Abschluss einer Haftpflichtversicherung für die ausübungliche Geschäftstätigkeit mit der Erweiterung der Haftung für ein fehlerhaftes Produkt gemäß dem Gegenstand dieses Vertrags bestätigen, in Höhe von mindestens der Bruttovergütung gemäß § 4 Absatz 1.    Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auf Antrag des Auftraggebers Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass er über diese Versicherung verfügt. 





§ 6 Vertragsstrafen
(1) Der Öffentliche Auftraggeber hat das Recht, in folgenden Fällen vertragsmäßige Sanktionen zu verhängen:
a) bei verspäteter Lieferung der Ware innerhalb der im Vertrag festgelegten Frist, die aus Gründen entsteht, die dem Auftragnehmer in Höhe von 
0,5 % des Bruttowerts derVergütung  der betreffenden Aufgabeentstehen, für jeden begonnenen Tag der Verspätung;
b) verfälscht beim Austausch der fehlerhaften Ware gegen fehlerfreie Waren und bei verzugswidrigem Austausch der vertragswidrigen Ware oder bei einem verspäteten Austausch der in der falschen oder vernichteten Verpackung gelieferten Ware in Höhe von 0,3 % des Bruttowerts der Vergütung  der betreffenden Aufgabefür jedenbegonnenen Tag der Verspätung;
c) für den Rücktritt einer der Parteien aus Gründen, die dem Auftragnehmer in Höhe von 10 % der bruttovergütung  gemäß  §  4 Abs. 1  Vertrag,
d) für verstöße gegen jede in dieser Vereinbarung und ihren Anhängen festgelegte Verpflichtung oder Frist des Auftragnehmers zur Erfüllung des Gegenstands dieses Vertrags, vorbehaltlich der Absätze a und b, einschließlich der Verpflichtung oder Frist, die sich aus den Garantien und Garantien in Höhe von  0,5  % der Bruttovergütung  gemäß  §  4 Absatz 1 des Abkommens ergibt. 
(2) Der Gesamthöchstbetrag der vertraglichen Sanktionen darf 20 % des Nettowerts des Vertrags nicht überschreiten.
(3) Der Auftraggeber hebt die Verhängung einer Vertragsstrafe auf, wenn ihrWert 50,00 € nichtübersteigt.
4. Der Auftraggeber hat das Recht, Schadenersatz nach den allgemeinen Grundsätzen des Zivilgesetzbuches zu verlangen. 
5. Alle Rechte, die sich aus diesem Vertrag ergeben, einschließlich der Forderungen, dürfen vom Auftragnehmer nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers, insbesondere des Auftragnehmers, an Dritte übertragen werden: 
a) darf keine Forderungen aus oder im Zusammenhang mit der Erfüllung des Vertrags abtreten;
b) darf nach Artikel 518 des Zivilgesetzbuches keine materiellen Änderungen vornehmen;
c) nach den Artikeln 519 und n des Zivilgesetzbuches keine materiellen Änderungen vornehmendarf,
d) keine Rechtshandlung vornehmen kann, die eine Forderung betrifft, die sich aus dieser Vereinbarung ergibt oder mit ihr verbunden ist,
insbesondere darf er keine Factoring-Vereinbarung, keine Garantievereinbarung, keine Forderungsvereinbarung, keine Bürgschaftsvereinbarung, keine Inkas-Vereinbarung abschließen.
6. Der Auftraggeber hat das Recht, vertragliche Sanktionen von der dem Auftragnehmer geschuldeten Vergütung abzuziehen, der der Auftragnehmer zustimmt. 
7.  Ist es nicht möglich, eine vertragliche Geldbuße von der Vergütung des Auftragnehmers abzuziehen, so verpflichtet sich der Auftragnehmer, die vertragsmäßige Geldbuße innerhalb von 14 Arbeitstagen nach Erhalt der vom Auftraggeber ausgestellten Belastungsrechnung zu zahlen.
8. Im Falle von Lieferverzögerlichkeiten sieht der Auftraggeber die Anwendung der Artikel 15r und 15r1  des Gesetzes vom 2. März 2020 über besondere Regelungen im Zusammenhang mit der Verhütung, Bekämpfung und Bekämpfung von COVID-19, anderen übertragbaren Krankheiten und den damit verbundenen Krisen vor, wenn die in den Bestimmungen des Gesetzes festgelegten Bedingungen erfüllt sind.

§ 7 Rücktritt
(1) Der öffentliche Auftraggeber ist berechtigt, in folgenden Fällen vom Vertrag abzusteigen:
a) wenn der Auftragnehmer den Vertragsgegenstand nicht innerhalb der für seine Durchführung vorgesehenen Frist ausführt;
b) wenn der Auftragnehmer den Vertragsgegenstand in einer weisen Fehler oder vertragswidmigkeitswidmer umsetzt und der Auftraggeber den Auftragnehmer auffordert, die Art und Weise seiner Ausführung zu ändern, indem er dem Auftragnehmer zu diesem Zweck eine Frist von sieben Tagen setzt, nach deren Ablauf der Vertrag erfolglos abläuft, ist er berechtigt, den Vertrag zu kündigen;
c) wenn sich die wesentlichen Angaben des Angebots, die die Wahl des Auftragnehmers beeinflussen, als falsch erweisen;
d) wenn der Auftragnehmer die für die ordnungsgemäße Ausführung des Vertrags erforderlichen Befugnisse verliert. 
(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn sich die Umstände wesentlich ändern, die dazu führen, dass die Ausführung des Vertrags nicht im öffentlichen Interesse liegt, was zum Zeitpunkt seines Abschlusses nicht vorhersehbar war, und zwar innerhalb von 30 Tagen nach Bekanntwerden dieser Umstände.
3. Die Ausübung des Rücktrittsrechts erfordert eine schriftliche Erklärung innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Mitteilung über den Grund für den Rücktritt mit Begründung.




§ 8 Vertragsänderungen
(1) Gemäß den Bestimmungen des SWZ sieht der Auftraggeber die Möglichkeit vor, diesen Vertrag im Hinblick auf den Inhalt des
auf deren Grundlage der Auftragnehmer ausgewählt wurde.
(2) Änderungen der Teleardaten der Vertragsparteien und der Daten der Personen, die berechtigt sind, sie zu vertreten oder in der Vereinbarung für die Durchführung von Handlungen vollwertig zu sein, stellen keine Änderung des Vertrags dar, es sei denn, die Informationen über die Änderung wurden der anderen Vertragspartei wirksam schriftlich zugestellt.

(3) Eine etwaige Preisänderung kann nur erfolgen, wenn
a) die Sätze der Waren- und Dienstleistungssteuer und der Verbrauchsteuer,  wenn diese Änderungen Auswirkungen auf die Kosten für die Ausführung des öffentlichen Auftrags durch den Auftragnehmer haben,
der aus dem abgeschlossenen Vertrag steigt, 
b) die vorübergehende oder dauerhafte Senkungdes Preises durch den Auftragnehmer.
4. Änderungen gemäß Absatz 3:
- a) sie folgen nach dem Gesetz und gelten ab dem Tag der Anwendung der einschlägigen Rechtsvorschriften;
- b) auf Antrag des Auftragnehmers in Form eines Anhangs zum Vertrag erfolgen können.
5. Darüber hinaus  sieht der Auftraggeber die Möglichkeit vor, den Vertrag in folgenden Fällen zu ändern:
5.1. Änderungen, die einen Anhang erfordern:
a) wenn die Möglichkeit besteht, neuere und für den Auftraggeber vorteilhaftere technologische und technische Lösungen anzuwenden als zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung, die nicht zu einer Änderung des Auftragsgegenstands führen; Für diese Tätigkeit ist die Zustimmung des Auftraggebers erforderlich,
b)  bei  der zeitlichen oder festen Lieferung eines Ersatzsortiments mit einem Parameter h,der nicht schlechter ist als in S WZangegeben,wenn dieLieferungen nicht vertragsmäßig durchgeführt werden können; Für diese Tätigkeit ist die Zustimmung des Auftraggebers erforderlich,
c)  in Bezug auf die Änderung der organisatorischen und rechtlichen FormdesKonvektionspartners während der Vertragslaufzeit,
d) Verlängerung der Vertragslaufzeit bei Nichtauslastung der Menge oder der Beträge des bestellten Sortiments.
5.2. Änderungen, die keinen Anhang erforderten:
a) wenn es sich um die Korrektur von Fehlern und offensichtlichen verbalen, buchstabengegebenen, numerischen Fehlern, Nummerierungen von Redaktionen oder Inhaltsvervollständigungen handelt, die den Zweck und den Inhalt des Vertrags nicht ändern;
b) im Falle von Handlungen öffentlicher Verwaltungen, Behörden oder Justizbehörden, die die rechtmäßige Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen verhindern;
c) in Ermangelung (Nichtverfügbarkeit)  des Produkts  auf dem Markt, Rücknahme ausdem Verkehr, Einstellung oder Einstellung der Produktion, oder eine entsprechende amtliche Entscheidung, die vom Auftragnehmer dokumentiert werden muss,  z. B.mit schreiben des Herstellers , ist derAuftragnehmer  verpflichtet,nach Zustimmung des Auftraggebers, das bestellte Sortiment unter einem anderen Handelsnamen (Entsprechungsname) mit der gleichen Zusammensetzung, Form,  Menge und Bestimmungzuliefern, zu einem Preis,  der im Vertrag garantiert ist;
d ) im Falle eines Herstellerwechsels oder der Einstellung derProduktion durch einen bestehenden Hersteller aus Gründen, die vom Auftragnehmer unabhängig sind, sofern der Auftragnehmer Produkte mit den gleichen (oder besseren) technischen und betrieblichen Parametern anhäutet, sofern der vertraglich festgelegte Preis eingehaltenwird;
e) bei Änderung des Satzes der Waren- und Dienstleistungssteuer und der Verbrauchsteuer  (wie  in Absatz 3a) ändert sich der Preis am Tag des   Inkrafttretens des Rechtsakts zur Änderung des Mehrwertsteuersatzes, sofern sich der Bruttopreis ändert und der Nettopreis unverändert bleibt; Die Vertragsänderung erfolgt automatisch,
f) im Falle einer Änderung der Klassifizierung des Sortiments, wenn der Hersteller aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  05.04.2017 über Medizinprodukte, zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 sowie zur Aufhebung der Richtlinien 90/385/EWG und 93/42/EWG des Rates wird die Einstufung geändert.   dies  muss  vom Auftragnehmer  dokumentiert werden (z. B. durch schreibenden Hersteller). 
6. Die in  Absatz 5.2 genannten Änderungen dürfen nur vorgenommen werden, wenn die Änderungsinformation der anderen Partei nach der Schwere der Nichtigerklärung wirksam schriftlich zugestellt wurde.

§ 9 Verarbeitung personenbezogener Daten
Der Auftraggeber und der Auftragnehmer verpflichten sich, die im Zusammenhang mit der Erfüllung dieses Vertrags erhobenen personenbezogenen Daten in Übereinstimmung mit dem Gesetz vom 10.05.2018 zu verarbeiten. schutz personenbezogener Daten und mit der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.04.2016 Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und des freien Datenverkehrs und Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG.









§ 10 Schlussbestimmungen
1. In Angelegenheiten, die nicht unter diese Vereinbarung fallen, gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen, des Zivilgesetzbuches  und der geltenden besonderen Bestimmungen.
2.  Eventuelle Streitigkeiten, die sich aus diesem Vertrag ergeben, werden für den Sitz des öffentlichen Auftraggebers zuständig sein.
3.  Der Vertrag wurde in zwei einseitigen Exemplaren für jede Partei geschlossen. 



CONTRACTOR			











































Anhänge:
1.Angebot des Auftragnehmers
2.Spezifikation der Vertragsbedingungen
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